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Der Parteitag in Kaſſel.
Das Ende der Sonntagsſitzung.

Hermann Müller übernimmt den Vorſitz. Dieſer Partei
tag iſt der erſte Friedensparteitag. Auf dem Partei-
tag in Weimar 4 1019 ſtand der drohende Friedens-
vertrag wie eine ſchwere Wolke am Himmel. Die Wolke iſt über
uns niedergegangen und hat mit ſchwerem Hagelſchlag alle Hoff-

nungen vernichtet, nach dem fünfjährigen entſetzlichen Morden zu

Von vereinzelten Bürgerlichen abgeſehen, iſt es nur die
ozialiſtiſch geſchulte Arbeiterklaſſe, die in denabrügen Ländern bereit iſt. zu mildern und zu beſeitigen, was

wir an dieſem Frieden immer als unerfüllbar und un-
(Beifall

Wir wollen den Freunden draußen die Arbeit für die Re
viſion erleichtern, indem wir keinen Zweifel laſſen, daß wir
wieder gutmachen wollen, was immer an Verwüſtungen wir
wieder e können. Aber man ſoll uns auch die Möglichkeit
und Gelegenheit dazu geben, man ſoll uns den

Glauben an eine beſſere Zukunft

laſſen. Der Völkerbund ver jetzt nur eine x der
Ententepolitik iſt, muß zu einem wahren Völkerbund
werden, der uns zu unſerem Recht kommen läßt. Wir haben
nach dem Genfer Kongreß keine Urſache, die Hoffnung auf ein
Zuſammenarbeiten der Jnternationaliſten auf dieſem Gebiet auf
ugeben. Wir haben immer den höchſten Wert auf die Pflege
r internationalen gelegt. Schon vor dreißig Jahren

auf dem Parteitag in Halle haben uns begrüßt Jules Guesde und
Eduard Anſeele „die beiden ren noch lebenden Vorkämpfer des
Sozialismus. Die Belgier können diesmal leider keinen Ver-
treter ſchiceen. Wir hoffen aber, daß im Laufe der Woche auf der
Rückreiſe von Georgien doch noch eine große An r internationaler Genoſſen zu uns kommen. (Lebhafter velſet 3

Auch Henderſon der verdienſtvolle Kämpfer für dieh einer demokratſſch-öztaliſtiſchen Jnternationale,
bedauert lebhaft nicht kommen zu können, drückt aber brieflich die
e aus, daß es im nächſten a en Engländern möglich

e

einem Frieden des Ausgleichs und der r zu kommen.

a

in wird, zu uns zu kommen. (Beifall.) Unſere holländi-
ch e n Brüder haben den Genoſſen Troelſtra beauftragt, nach

zu kommen. (Beifall.) Leider hat der Poſtſtreik in
Holland ihn aufgehalten, ſo daß er erſt in der nächſten Woche hier
ſein kann. Unter den Gäſten, die vor dreißig Jahren in Halle zu
uns ſprachen, befand ſich Hialmar Branting, jetzt ein Senior
der Jnternationale und ſchwediſcher Miniſterpräfident. Beifall
Für unſere ſchwediſchen Genoſſen iſt Genoſſe Eng berg erichienen,
den wir herzlich begrüßen. Jn ganz beſonderer Weiſe aber be
grüßen wir den Genoſſen Stauning als Vertreier Däne-
marks. (Stürmiſcher Beifall Die Dänen und wir Deut

r ſind immer Freunde geweſen Selbſt in der Zeit, in der
ismarcck den Artikel V des Prager Friedens nicht aus

r iſt unſere gemeinſame Arbeit nicht geſtört worden. Wir
aben uns immer n ſind heute aber ſehr ſtark

die Nehmenden geworden. ir danken an diſer Stelle herzlichden däniſchen Erens en für das großsug Liebeswerk, das ſie

für unſere Kinder getan haben. türmwiſcher Beifall.) Jn
allen Gauen haben durch den Krieg verelendete Arbeiterkinder in
Dänemark ſoziale Pflegeeltern bekommen, an die ſie ſich ihr
Leben lang erinnern werden. un Zuſtimmung Unſere
Dan ziger Genoſſen haben die Genoffin Wohlgemuth beauf-
tragt, uns die Grüße der däniſchen Sozialiſten zu überbringen.
Rit tiefem Schmerz nehmen wir davon Kenntnis daß

vas urdeuntſ e Danzig
nicht mehr zum Reiche gehört. Hier iſt ein Fehler, auf den
h geleiſtet werden muß, denn hier ſindungefragt Deutſche von Deutſchland losgeriſſen ein Hohn auf
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. (Lebhafte Zuſtimmunggibt es Arbeit e einen von der interng: ionalen Arbeiter

haft beeinflußten Völkerbund (Sehr wahr!) Wir laſſen keinen
Zweifel darüber daß wir als demokratiſche Sozialiſten

den Gedanken an gewalttätige Revanche weit von uns weiſen
ir appellieren an das Recht „Wohlan, wer Recht und Freikeit

achtet, zu unſerer Fahne ſteht zu Hauf!“ Jn dieſem Sinne wollen
wir an die Arbeiten auf dieſem Parteitage herangehen. Beiſall.

Zu Schrift führern werden gewählt Frau Vollmann-
lberſtadt, ruſchke- Nürnberg. eritzſchPlauen. Stahl Spandau LutzWorms, Klupſqh-

ortmund, Röhle- Frankfurt und Mache Breslau.
n die Mandatsprüfungskommiſſioen werden ge-

wählt: Brolat-Berlin, iege le Darmſtadt. Hart wig-
Steitin, Jan notte-Breslau, d in Graf-Pforzheim, e erſtadt Kiel, Frau KöhlKöln und Frau
Bartels- Hildesheim

Es folgt die Feſtſtellung der Tagesordnung. Mehrere
Anträge verlangen die Wirtſchaftspolitik als beſonderen
Punkt der Tagesordnung mit Wiſſell als Reſerenten. Die
Unterſtützung reicht aus. Weiler liegen Anträge vor, auch die
Ernährungsfrage als beſonderen Punkt der Tagesordnung
r behandeln. Der Antrag findet Unterſüteng Dagegen findet

r Antrag, die Rechtſprechung als beſonderen unkt auf
die Tagesordnun zu ſeden. keine genügende Unterſtüßzung. ZuAnträgen, die ohn un frage ſowie das Sied-
lungsproblem beſonders zu behandeln, bemerkt Hermannmir r, daß dies bereits durch Punkt 5 der e er
ledigt ſei. Dann bemerkt Löbe- Breslau zur Geſchäftsordnung

ch bitte die Wirtſchaftsfragen nicht als beſonderen
Punkt der Tagesordnung zu behandeln. Jch gebe gern zu, daß die
gegenwärtige Rechtſpre ung

eine tägli e P ovekation
iſt, würde aber trotzdem empfehlen, alle dieſe Dinge bei dem Be

richt des
und der anſchließenden Debatte zu erledigen.

Wiſſell: Jch ſtimme im allgemeinen dem Genoſſen Löbe zu.
Doch ſind die Wirtſchaftsfragen ſo dringend, daß in dieſem Falle
eine Ausnahme gemacht werden muß. Jch führe das Ergebnis
der letzten Wahlen darauf zurück, daß wir in der irt-
chaftspolitik verſagt haben. ir müſſen daher dieWirtſchaftsfragen unter einem beſonderen Punkt behandeln. Wir

müſſen ein Aktionsprogramm ſchon für die allernächſten
Monate haben. Selbſt die Erörterungen der Agrarfragen
ſind ſehr wichtig für die Bealpregnng der künftigen Wirtſchafts

olitik. Jch bitte daher, die irtſchaftsfragen unbedingt als
eſonderen Punkt auf die Tagesordnung zu ſtellen.

Felliſch-Chemnitz: Wir können der Partei keinen ſchlechte-
ren Dienſt erweiſen, als wenn wir dieſe wichtigſten Dinge wieder
h gert laſſen. Jch bitte daher dringend, dem Antrag ſtatt
zugeben.

Otto Wels: Die Genoſſen Wiſſell und Felliſch haben unrecht,
wenn ſie behaupten, daß der Parteivorſtand an den Fragen der
Wirtſchaft vorübergehen will. Für unſere Entſchließungen war
maßgebend, daß wir unter zwingenden Verhältniſſen leben. Der
Frieder svertag beſtimmt unſere Wirtſchaftspolitik mehr als alle

Programme. Er iſt für uns noch lange entſcheidend und
daher ſind die Wirtſchaftsfragen in die allgemeine Politik ein-
geordnet worden. Jch bitte. den geordneten Verlauf der Tages-
ordnung nicht dadurch zu gefährden, daß neue Punkte zur Ver-
handlung kommen.Sieſter Was Genoſſe Wels ſagt, iſt nicht zutreffend Wir

müſſen in die Zukunft mit einem Programm treten. Deshalb
müſſen dieſe Dinge in der Tagesordnung beſprochen werden.
Bräger-Lübeck: Jch bitte, den Genoſſen Wiſſell als Referenten
für die Wirtſchaftsſrage zu beſtimmen.

Vorfitzender Müller Es iſt ein Antrag eingelaufen, den
Genoſſen Wiſſell und Schmidt. innerhalb des Berichts die verlangte

Redezeit zu gewähren.
Hoch
Der Parteitag ſtimmt dem Vorſchlag Kahmann zu. Wiſſell

und Schmidt erhalten eine Redezeit von je einer Stunde. Die
e 77477 ſollen gemeinſam mit der Wirt-ſchaftspolitik erörtert werden. Mit dieſer Aenderung wird
die Tagesordnung angenommen. von9--1 und von 3-86 Ahr feſtgeetzt.

Stauning- Kopenhagen (mit ſtürmiſchem Beifall be-
grüßt): Herzliche Grüße dem d utſchen Parteiagi Seit 1914 konn-
ten wir nicht S Euch ſprechen. Um ſo größer iſt heute unſere
Freude. Wir Dänen haben niemals in den traurigen Jahren des
Weltkrieges Urſprung und Urſachen vergeſſen: Der Kap'talismus
in allen Ländern hat die Kräfte ausgelöſt. die zum Kriege ge-
ührt haben. (Sehr wahr!) Mit tiefem Schmerz haben wir die

rch'baren Folgen des Krieges.
die Leiden der Kinder und Mütter

geſehen und wir ſind der Hoffnung. daß der ganze Umfang des Un-
glücks die Arbeiter aller Länder zum unverſöhnlichen Kampfe
gegen Kapitalismus und Militarismus anfeuern
wird. (BVeifall.) Die Abrüſtung muß Ziel der Arbe'ter aller

Die Tagungszeit wir

Lönder ſein und ihre Durchführung die beſte und würdigſte Ant-
wort an die Urheber des Krieges. (Stürmiſcher Beifall.) Wir
haben uns gefreut über den Sieg des deutſchen Volkes, vor allem
der deutſchen Arbeiter über Jmperfalismus und Junker-
t um. Wir begrüßen die deutſche Republik als guie Nach-
barn und hoffen, daß ſie ſtets auf der Hut ſein wird gegen die Ge
fahren, die die neue Stastsordnung unzweifolhaft bedrohen. (Sehr
gut!) Um ſo mehr bedauern wir die Spaltung der Arbeiter auch
in Deutſchland denn dieſe Spaltung muß d'e Aktionskräfte

„ſchwächen. Die Erkenntnis, daß Einigkeit allein ſtark mach:,
muß wieder gemeinſames Gut der deutſchen Arbeiter werden. (Bei-
fall.) Wir ſind treue Anhänger der

ſozialiſtiſchen Grundſähe von Karl Marx
und lehnen alle Wege ab, die in die An archie führen.
Wir wünſchen dem Parkteitag viel Glück und beſten Erfolg au
ſeinem Wege zur Veſeitigung aller Schranken des Kapitaliis-
mus und zur Verw rklichung des ſozialiſtiſchen Evangeliums.
(Stürmi'cher Beifall.

Engbjerg- Stockholm (ebenfalls mit lebbaftem Beifall be-
agrſißty: Herzliche Erüße arch von den ſchwediſchen Soziagriſten.
Wir werden alles tun, um die alte Verbindung mit der Jnter-
nationale wieder feſtzuknüpfen. Das Unglück dieſer Tage iſt

die Speltung der Arveiterklaſſe:

wären die Arbeiter jetzt einig. die Tage des Kapitalismus wören
gezöhlt, denn keine Zeit wi d'e jetzige war ſo geeignet für den
Sieg des Sozialismus. (Stürmiſcher Beifall.) Riemals war der
fozialiſtiſche Gedanke ſtärker als jegt. Die ganze Welt lehnt ſich
nach dem Sozialismus denn der Kapitalismus hat
Bankero t gemacht. (Sehr richligl) Jn dieſem Kampfe ſtand die
deutſche Sozialdemokratie immer an der Suvitze. Wir zweifeln
nicht daran, daß die deutſche ſozialdemokrat'ſche Partei ſich ihre
alte führende Stellung in der Jnternationale wiedererobern wird.

(Stürmi cher Veifall.)
Genoſſin Wohlgemuth Danzig: Jm Ramen der Dan-

iger Sozialdemokraten bringe ich das ſchmerzliche Bedauern zumAuedrng von Deutſchland und damft auch von der deutſchen
Sozialdemokra ie gewaltſam losgeriſſen zu ſein. Aber
die Danziger denken und fühlen deutſch und verlieren nicht den
NMut. eifall.) Sie geben die Hoffnung nicht auf, daß ſie über
kurz oder lang durch das

Selbſtbeſtimmung recht der Völker
wieder mit dem alten deutſchen Vaterland vereinigt werden. (Leb-
hafter Beifall.)

rteivorſtandes bzw. der Reichstagsfraktion

ha den See vor einer Erweileting der Tägeer daun

Dr. Krain: Im Namen der ſaarländiſchen Genoſſen
herzliche Grüße. Sie kommen aus einem kerndeutſchen und zu
90 Proz. von Proletariern bewohnten Ländchen, das durch den
Friedensvertrag auf fünfzehn Jahre vom deutſchen Varerland los
geriſſen iſt. ir wollen an unſerem Platz unſere Pflicht tun,
d bald wieder ein deutſches Saargebiet gibt. (Lebhafter

all.Vorſitzender Hermann Müller: Wir haben dieſe Verſiche
rungen der Treue gern entgegengenommen. Es iſt ganz ſelbſtver
ſtändlich, daß wir dieſe Treue crwidern. Wir danken den Ver
tretern Dänemarks und Schwedens und verſichern, daß es
in der deutſchen Demokratie und Republik genug gibt, die jeden
Putſchverſuch unmöglich machen werden. Das haben auch
die Tage des Kapp-Putſches gezeigt.

Reich präſident Ebert hat an den Parteitag folgendes Tele
gramm geſandt:

„Vem ſozialdemokratiſchen Parteitag herzliche Grüße und
Glückwünſche Möge er die Partei ſtärken in dem feſten Vor
mar'ſch zum demokratiſchen Sozialismus. Jn alter Treue.
Ebert.“ ((Lebhafter Beifall.)

Weiter hat telegraphiert Genoſſe Adolf Müller, der Ver
treter des Deutſchen Reiches in Bern.

An den Genoſſen Dietz Stuttgart. der mit Singer zuſammen
vor dreißig Jahren dem Partetag in Halle vorſaß, wird ein tele
graphiſcher Gruß entſandt. Damit ſchließt die Vorſitzung.

Schluß gegen 9 Uhr.

Die Montagsſitzung.
Vorſitzender Hermann Müller eröffnet den Kongreß und

gibt das Wort zur Begrüßung des Parteitages dem geſtern leider
um einige Minuten zu ſpät erſchienenen Vertreter der holländiſchen
Sozialdemokratie.

V li eg e n AmſterdamJch überbringe herzliche Grüße der hol ländiſchen
Sozialdemokratie zugleich im Namen des durch den
Poftſtreik und ein parlamen ariſches Nachſpiel in Holland feſt
gehaltenen Genoſſen Troelſtr u. Jch habe nicht den Auftrag,

hnen Grüße Jhres Exkaiſers zu bringen. (Große Heiter-
eit.) Aber als ein franzöſiſcher Genoſſe mich einmal fragte, ob

wir nichts für ſeine Auslieferung tun ſollten, habe ich ihm er
widert: Laßt ihn bei uns bleiben. Wir werfen ihm nicht vor,
doß er gekommen iſt, ſondern daß er zu ſpät gekommen iſt.
(Erneute Heiterkeit.) Wäre er zehn Jahre früher gekommen.
wäre es viel beſſer für Euch und die Weht geweſen. Sehr gut!)
Wir haben einſtimmig beſchleſſen, der Zweiten Jnteenationale
treu zu bleib 'n, auch wenn nicht allen Genoſſen die Richtung und
die geiſtige Strömung von Genf in jedem einzelnen Punkte paßt.
Die Bedingungen von Moskau ſind uns jedenfalls nicht zuge

angen und wir hätten auch keine angenommen. Heiterkeit und
hr gut!) Mehr als je ſehnt ſich die Welt nach einem

Ausweg aus dem Chaos,

nach Organ'ſation, nach Produktion durch den Sozialismus,
Jhr habt einen großen Schritt vorwärts gemacht mit der Grün-
dung der Deutſchen Republik. Das iſt die größte Errungen
ſchaft des letzten Jahrhunderts, wenn iie dauerhaft iſt und ſich gut
entwickelt. (Sehr wahr!) Stellt Euch mit aller Kraft dahinter
und ſteuert

die Entwicklung der jungen Republik

in ſozialiſtiſcher Richtung! Laßt von dem Kongreß ein
klares und deurliches Programm hinausgehen, einen feſten und
klaren Wegweiſer zur Aklion, einen ſtarken Mahnruf zur Einige
keit an das Proletorigt, das Gute der deutſchen Demokratie
zu erhalten und vorwärtsdringen zum Sozialismus. Dann
wird Euer Wort wahr werden: „Unſer die Welt trotz alledem!“
(Stürmiſcher Beifall.)

Vorſitzjender Hermann Müller dankt der holländiſchen
Sozialdemokratie für ihre wertvollen Leiſtungen für die Jnter
natiorele und begrüßt die Vertreter Georgiens.

Zum
Bericht des Parteivorſtandes

erteilt der Vorſitzende das Wort dem Parteivorſitzenden
Abg. Wels:

Der Jahresbe richt zeigt ein Bild erfolgreicher Arbeit. Das R
das Verdienſt der Parteigenoſſen. die in unermüdlicher Arbeit in
Werkſtätte und Fabri! trotz ſtärkſten Terrors unbekümmert um die

r an Leib und Leben und wirt'chaftlicher Exiſtenz der
Sozialdemokratie treu geblieben ſind (Beifall). ir können auf

eines der fruchtborſten Jahre im Leben der ſozialdemokratiſcheg
Partei zurſckblicken. Wir haben unſere Zeitungen nahezu ver
doppelt und beſitzen 113 eigene Druckereien gegen 55 im Vorjahre.
Wir haben auch den Zentral-Einkauf organiſiert. Der Redner

den Wahlen.

verteidigt dann den Parteivorſtand gegen die Vorwürfe wegen der
Haltung in der Regierungspolitik, wie ſie vor allem von Chem-
nitz aus erhoben wurden. Jn das Kabinett Fehrenbach einzu
treten kehnen wir ab.

Mit mangelnder Jnitiative ſind wir erblich brlaſtet, denn auch
Bebel und Singer iſt dauernd dieſer Vorwurf gemacht worden.

Dabei haben wir viel ſchwerere Aufgaben zu löſen als in der rein
agitatoriſchen Periode. Freilich müſſen auch die Miniſter in ihrex
Amtszeit häufiger als bisher in das Volk gehen, nicht nur vor

Sehr richtig Wels kommt dann auf die ver-
geblichen Ver'uche zu ſprechen, zu einer Einigung mit den Unab-
höngigen zu kommen und ſchildert die allgemeine Verwirrung, die
ſich in allen möglichen tiſchen Neubildungen kundtut. Er
macht die kapital'ſtiſche Geſellſchaftsordnung verantwortlich für
den Krieg und ſeine Folgen. Eine Ge'ellſchaftsordnung, die dieſes
Elend, dieſe Hügel von Leichen, dieſe Not der Frauen und Kinder

a
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taliomus, ſchaft. mög-e R. Sie ble T die nicht vereinigen können.nſt war die deutſche Arbeiterſchaft die beſtgeſchulte der Welt.
Heute haben die jungen Arbeiter die im Kriege waren, keine Gr.
egenheit zum Studium des Sozialismus gehabt. Erſt dieſer Tage
agte mir ein junger J x man könne doch Laſſalle nicht

t hundert im Grabe liego.

e

e nehmen, der Jahren
z habe geantwortet, daß der tote Laſſalle den Arbeitern

mer mee zu ſagen habe, als alle radikolen Elemente,
die früher üherhahpt nicht organiſtert waren. Ein detröſhtlicher
Teil der Arbeiterſchaft ergött ſich heute an radi dalen Phraſen

ie wenig haben ſie doch vom Geiſte Behels! Die Diktatur des
Proleariats iſt bei Marx und Engels gleichbedeutend mit dem
allgemeinen Wahlrecht. Wir haben dem Bolſchewismus als dem
Bruder des Militarismus die Tür zugefverrt. Wir haben zu den
Arbeitern die alle auf die ſagenhafte Weltrevolntion hinſiarren,
geſagt. daß auch eine Weltrevolution nicht zu einer Reviſion des
jerfailler Vertrages führen könne. Wenn die Sozialdemokratie

ſich immer nur mit der Revolution und dem Zukunftsſtaat be
gnügt hätte. wäre ſie niemals ſo ſtark geworden, wie ſie ſetzt iſt.

r r. v die r 7 lauteſtennterſchrift unter den Friedensver riepropagieren heute den Krieg am Rhein Sie
Bolſchewiſten gegen die Entente.

Radek und Däumig ſind die Wortführer dieſer neuen Kriegshege.
Hätte jemand am 9. November 1918 von Krie gelgr en,
würde ihn das Volk übe davongeſagt, haben. Jhre Politik, dieneue kriegeriſche Verwicklungen Hafft, trägt den Stempel von
Foch und Poincare. Die Sä elvaſſler von Links ſtehen mit denen
don Rechts im Bunde und die Männer vom Pteußenbund wittern
bereits Morgenluft. Als Graf von der Goltz v Sturz der
Republik aufforderte, ſchrieh die Kommuntjſtiſche Arbeiterzeitung,
ſie wäre dankbar wenn Graf von der Goltz und ſeine Freunde den
Zommuniſten die Arbeit erleichtern würden. (Hört! Hört!) Den
Kommuniſten iſt es tatſächlich ganz gleichgültig, ob in Deutſchland
die Gegenrevolution oder die demokratiſche Republie herrſcht. Das
muß den Arbeitern immer wieder ge'agt werden. Die Kriegs
politik der Linksradikalen verhindert die Reviſion des Verſailler
Vertrages. Sie macht Deutſchland zum Schlachtfeld von Europa,
wirft die deutſche Arbeiterklaſſe zu Boden und verurteilt den
deutſchen Sozialismus zur Einflußloſtgkeit (Sehr wahr).

In Vaku war dieſer Tage ein Weltkongreß der Kommuniſten
eiſammen. Seinen Höhepunkt errcichte er, als Sinowjew den

Heiligen Krieg ausrief und 1800 Kurden, Araber und Perfer
die Schwerter zückten und den Schwur leiſteten.

Ich verſtehe vom Jſlam nicht viel, muß aber doch ſagen: Was ſich
in Baku abgeſpielt hat, mag Sozialismus ſein, wie ihn Araber,Perſer und Kurden verſtehen, wiſſenſchaftlich iſt er nicht. (Sehr

wahr! Von Vaku iſt Sinowjew nach Halle gefahren, um dort den
Krieg gegen die wenigen demokratiſchen Unabhängigen zu pre
digen. Alſo: Perſer, Kurden und Araber ſind reif für den Bolſche-
wismus; Kautsky aber, der von dieſen Dingen nichts verſtehn
(eiterkeit) ſoll in Halle in Acht und Bann getan werden. Ein
Bild zum Lachen, wenn es nicht ſo unſagbar traurig wäre.
Unter den vielen neuen Anträgen zum Parteitag befindet ſich kein
einziger über die auswärtige Politik, und doch iſt die auswärtige
Politik einer der wichtigſten Beſtandteile auch der inneren Politik.
An der Spitze aller Fragen der deutſchen auswärtigen Politik Seht
die Stellung zum Verſailler Friedensvertrag. Mit dem Bekennt-
nis tunlichſter Vertragstreue iſt es nicht mehr getan. Wir for-
dern die Reviſion des Vertrages, der am ſchwerſten gerade auf der
Arbeiterklaſſe laſtet. Er ha mit dem Selbſtbeſtimmungsrecht der
Völker nichts gemein, er hat auch den Schiedsgerichtsgedanken
ſabotiert und er iſt kein Jnſtrument des Friedens, wohl aber der
Gewalt. (Lebhafte Zuſtimmung

Jch erwähne nur Eupen und Malmedy, die widerrechtliche
Uebertragung der diplomatiſchen Vertretung des auf
Frankreich, das Unrecht an Danzig und die ſtändigen Einmarſch-
drohungen. Wir treten ein für den Wiederaufbau der zerſtörten
Gebiete in Belgien und Nordfrankreich. Das Verlangen nach
Wiedergutmachung iſt berechtigt. Frankreich muß es ſtellen. wenn
es nicht untergehen will. Von dem „Wie“ hängt aber hier alles
ab. Man kann von Deutſchland nichts Unmögliches verlangen.
So gingen die Kohlenforderungen weit über das Mögliche hinaus.
Wir können Frankreich überhaupt nur helfen, wenn wir als wich
tigſte Leiſtung unſere Arbeitskraft in die Wagſchale werfen kön
nen. Bei der Ausführung des Wiederaufdaus müſſen die deut
ſchen Gewerkſchaften ausſchlaggebend mitwirken.

Wir wollen alſo den Weltkrieg liquidieren und in Zukunft
kriegeriſchen Verwicklungen vorbeugen.

Dieſes Ziel wollen wir erreichen durch Schaffung eines inter-
nationalen politiſchen Generaſſtabs. Zweimal hat nach Friedens
ſchluß das internationale Proletariat in die Auswärtige Politik
eingegriffen, beim Voykott gegen Horthy- Ungarn und bei der
ſtrikten Neutralitätserklärung im ruſſiſch polniſchen Kriege. Ueber
die Verhütung künftiger Kriege dürfen wir nicht vergeſſen denBlick auf die Gegenwart, wo wft vielleicht in den Anfängen eines

neuen Weltkrieges mitten drin ſtehen. Jch denke an die drohende
„Scilige Allianz“ gegen Rußland, die zur Tatſache wird, wenn

Butu Gimha's Miſſion in Europg.

Eine Negergeſchichte von H. Thurow.

44. Fortſetzung. Nachdruck verboten.)
Der Pater ſah ihn ein wenig beſtürzt an.
„Sie wollen doch nicht ſagen, Kapitän, daß uns noch

ernſte Gefahr droht
„Wir ſind doch noch nicht durch die Zone der Unterſee-

bootneſter hindurch! Und wer ſagt uns, daß uns nicht eine
Mine unter den Bauch rollt?“

„Davor möge uns Gott beſchirmen!“
wachdrücklich.

Der Kapitän wies unbeſtimmt gegen die Küſte
„Morgen früh müſſen wir landen. Und je näher der

Küſte, deſto größer die Gefahr.“
„So ſteuern Sie doch weiter rechts, ins Freie,“ meinte

der Pater.
„Das kann ich auch nicht,“ knurrte der Kapitän. „Denn

abgeſehen davon, daß ich doch alle Einheiten in beſtimmter
Reihenfolge abzuliefern habe abgeſehen davon

„Was wollen Sie ſagen
„Habe ich unter meiner Ladung einige Tonnen Pulver,

und ich argwöhne, daß es zu jenem zweifelhaften Produkt
gehört, welches jahrelang in unſeren Depots lag. Jm Krieg
hat man ja ſchlechte Erfahrungen damit gemacht, aber für
die Kolonien ſcheint es der Verwaltung noch gut genug zu
ſein.“

Der Pater begann vor Schrecken zu tänzeln, als ob ihm
der Boden unter den Füßen brenne.

ſagte der Pater

„Wenn es etwas gäbe,“ fuhr der Kapitän fort, „dieſes
Pulver iſt bekanntlich ſehr tückiſch, ſo hat man doch intmer
mehr Chancen in der Rähe der Küſta als ſo wort ba draußen.“

Der Pater ermannte ſich.
„Aber das iſt verbrecheriſch, höchſt verbrecheriſch!“ rief

er, zornig die Fauſt ballend.
Der Kapitän warf ihm einen erſtaunt fragenden Blick

zu. Er war ein alter Praktiker, der weniger die Schlechtig-

di min A über Aufſaſſung der eigen R e en f
Unſere Aufgabe iſt da, durch eine aktive Politik allen kriege

riſchen Auseinag nungen vorzubeugen zu ſuchen.
Nicht wegen, ſondern 477 des Bolſchewismus muß Den
die Beziehungen zu Ruß 17 aufnehmen. denn ohne Rußland
keine Weltwirtſchaft. n Staat muß endlich den Anfang mit

ußland machen n das muß Deutſchland ſein. Schlägt Deutſch
and die erſte Brücke, ſo we die anderen Staaten folgen.

Die letzten Reichstagswahlen haben dem Bürgertum den Sieg
gebracht; aber welch Kaätzenſammer iſt gekommen. Ich erinnere
an das Plakat: „Ven roten Ketten macht Euch frei, allein die
arg Volksparteil“ (Heiterkeit.) Nach den Wahlen hatte
dieſe Partei nichts Eiligeres zu tun, als uns zum Eintritt in die
Regierung aufzufordern. Wir haben das ſelöſtverſtändlich t
lehnt, weil wir das Zuſammenarbeiten mit einer monarchiſtiſch

eſinnten Partei überhaupt ablehnen und weil wir der Deutſchen
olkspartei auch einmal Gelegenheit geben wollten, eigen,

was ſie von ihren Verſprechungen einlöſen konwe. lkampf hatte ſie immer nur geſprochen von der Mißwit ſchaſt der
Sozialdemokraten und viele Bürgerliche haben das geglaubt.

Es wäre eine politiſche Dummheit erſten Ranges geweſen, wenn
wir den Wählern, die auf die Rechtsparole hineingefallen ſind,
die Möglichkeit entzogen hätten, nachzuprüfen. ob tatſächtich

die Sozialdemokratie die Mutter allen Uebels iſt.
Die S Regierung muß den Beweis zu Ende führen, daß nicht
die Sozialdemokratie ſchuld iſt, ſondern daß der Krieg der Streſe
mann und Weſtarp das ganze Elend herbeigeführt hat. So wenig
das Kabinett 3 ger für die Sozialiſierung iſt,ebenſo einmütig lehnt die Deutſche Volkspartei den Sozialiſierungs-
gedanken ab. Da zwingen uns Gründe der Ehrlichkeit einer ſol-
en Regierung vorläufig auch noch fern zu bleiben. Ueber kurz
oder lang werden ja die Streſemann und Genoſſen wieder eine
engere Verbindung zur Bekämpfung der deutſchen Sozialdemo
kratie bilden. Jn dieſem Bunde wird jeder ſeiner Wortführer
das bleiben, was die gegenwärtige Regierung nicht geben konnte,
nämlich Fachminiſter. Bei der Entwaffnung mußten wir die
hoffnungsloſe außenpolitiſche Lage in Betracht ziehen. Wir habenauf leere Demonſtrationen e und die Entwaffnung enau
r e Mit dem vielgeprieſenen deutſchen Gefühl der Reak
tionäre iſt es nicht weit her. Wie ein echter Quitzow hat Herr von
Kleiſt in Pommern die Entwaffnung abgelehnt und ebenſo ging
es in Brandenburg, Oſtpreußen und Bayern. Wenn durch die unh Entwaffnune eine Kataſtrophe über das Ruhrrevier
eraufbeſchworen wird, werden die deutſchen Arbeiter wiſſen, wo

ſie die Schuldigen finden.
Jn der Wirtſchaftspolitik handelt es ſich um das roblem des

Wiederaufbaues der deutſchen Jndufſtrie. Ratlos ſtehen ihm die
Kapitaliſten und Jmperialiſten. die Banken und Börſen gegen
über. Es fehlt in Europa ſelbſt das Notwendigſte. Die Zivili
ſation Europas geht zum Teufel. Unſere Jugend läuft ohne
Schuhe und Schulbücher einher, wiſſenſchaftliche Zeitſchriften und
FWeern ſtellen ihre Arbeit ein, unſere Gelehrten und Künſtler
ungern; die ziviliſierte Welt verſinkt in Barbarei. Auf der Baſis

der einzelnen Nationen iſt das Weltproblem nicht zu löfen, das
ganze Problem des Wiederaufbaues der deutſchen Jnduſtrie hängt
in erſter Reihe vom deutſchen Bergarbeiter ab. Ohne die ſofortige
vollſtändige Verſtaatlichung des Kohlenbergbaues werden die
Bergarbeiter nicht die notwendige Begeiſterung und Arbeitsluſt

aufbringen. Ueberhaupt hängt die ganze rationelle Entwicklung
unſerer Wirtſchaft ab von der Zuſammenfaſſung der Produktion
von Kohle und Eiſen, von Kali und Stickſtoff, der Kraftquellen
und Verkehrsmittel zu einem gemeinſamen Wirtſchaftsſyſtem.
Wenn wir den Bergban nicht ſchleunigſt ſozialiſieren, wer
den internationale Kapitaliſterkonzgerne ihn und damit die

dentſe Kuduſtrie erobern.
(Sehr wahr!)

Die in die Hände des Staates eine unge
heure Macht, deren Mißbrauch nur durch ſtarke Arbeiterorgani
ationen verhindert werden kann. Sonſt führt die Ueberfülle der

cht leicht zur Autokratie und Volksbedrückung. as ab
reine Beiſpiel dafür bietet Rußland. Es herrſcht dort die

recklichſte Rot und entſetzlichſte Sklaverei. Die kommuniſtiſchen
taatsbetriebe dort unterſcheiden ſich von kapitaliſtiſchen Betrieben

nur dadurch, daß weniger Ordnung herrſcht, daß über dem Ar
beiter außer der Hungerpeitſche auch noch die Bajonette geſchwun
gen werden.

Wir erkennen keinen Vetrieb als ſFozialiſtiſch an, der ſich
nicht aufbaut auf freier Betätigung der Arbeiterorgani

fationen, auf Grundlage vollendeter Demokratie.
(Lebhafter Beifall.)

Zur Hebung der Wohnungsnot müſſen die Baugenoſſenſchaften,
die Siedlungsgenoſſenſchaften, ſtaatliche und kommunale Hilfs
leiſtungen in kollektiver Arbeit zuſammenſtehen. Die militäriſche
Zwangswirtſchaft war ebenſowenig Sozialismus wie Bolſchewis
mus. Sie war nur die Anhäufung von e in den
Händen weniger und die Erfetzung des reellen Kaufmanns durch
den Schieber. Alle dieſe Fragen ſchreiten notwendig über die
Grenzen des eigenen Landes hinaus, wie insbeſondere auch die
Regelung der Valuta. Es wird Sache der ſozialiſtiſchen Parteien
der Ententeländer ſein, hier Wandel zu ſchaffen. (Sehr wahr l)
Ohne Stabiliſierung der luta keine Ordnung unſerer Stagts-

antwortlich machte.
„Verbrecheriſch““ meinte er, indem er dem Steuerrad

einen unmerklichen Ruck nach links gab, „ſagen Sie lieber
ſtupid ja ſtupid, bis zum Exzeß ſtupid!“

Jhm ſelbſt ſei über die Art und Herkunft des Pulvers
erſt nach der Ausfahrt einiges zur Kenntnis gelangt, ſonſt
hätte er ſich geweigert, die Führung des Schiffes zu über
nehmen.

So werfen Sie die Fäfſer doch jetzt noch ins Meer!“
„Geht nicht an. Die Behälter müſfen forgfältig geleert

werden, was erſt im nächſten Hafen erfolgen kann!“
„Und eine ſolche Leichtfertigkeit der Heeresverwaltung

nennen Sie nicht verbrecheriſch?“ fragte der Pater entrüſtet.
„Allem verbrecheriſchen Tun liegt ein ſich ſtets gleich

bleibendes Maß von Dummheit zugrunde,“ entgegnete der
Kapitän, wobei er ſcharf ins Meer hinausſah. „Da ſpricht
man von moraliſchen Eroberungen in den Kolonien und baut
den armen Teufeln, die nun heimkehren, noch einen ſolchen
Eruptionskrater unter den Hintern. Man wollte ihnen
nichts Böſes die Unfähigkeit der Verwaltung, die Hirn
loſigkeit eines ſogenannten höheren Beamten, der das Wohl
des Vaterlandes nach der erſparten Munition berechnet, hat
uns dieſe Annehmlichkeit beſchert.“

Der Pater wollte das nicht gelten laſſen. Für ihn war
alles eine Frage der menſchlichen Boshaftigkeit und der
Erbſünde. Aber der Kapitän war einmal im Zug und ſchnitt
ihm die Widerrede ab. Sich auf ſeine Anſicht verſteifend,
ſagte er mit Entſchiedenheit:

„Sonſt wird alles ig der Welt durcheinander kompen
ſiert. Die Leidenſchaft muß ſich an der Leidenſchaft zer
ſchla die Beſtia aber errichtet ſich in der Empörung,
die ſie auslbſt, hindernde Schrankon. Die Dummheit allein
kann ſich weder korrigieren noch erſchöpfen. Sie wuchert wie
ein Schlingkraut nach allen Seiten, und der Teufel ſelbſt
verfängt ſich zuweilen in ihrem Gevranke!“

Der Pater zwang ſich zu einem Lachen.

keit als die Dummheit der Menſ chen für ihr Unglück ver

nanzen, die eine weſen Vorbedinhen Biereranſtag s L5 gr v W e
kommen die Völker und Staaten durch geogenſeltige Förderung

nen örken T ts. r Diru mög ausgiebig wieder umachen e einſeitigeBelaſtung Deutſchlands mit dieſer Auſgade durch den Frieden
vertrag löſt das Problem nicht. An Stelle der kapitaliſtiſchen
Tendenzen und der zerſetzenden Kräfte der Bourgeoiſie muß die
einigende Kraft des Proletariats treten. An die Stelle der kapi
taliſtiſchen Konkurrenz muß die volle Solidarit der proletariſchen
Internationale treten, damit uns nicht die kapitaliſtiſchen Welt.
konzerne überflügeln. (Lebh. Beifall.

ungeheure Schwierigkeiten erwach der Arbeiterſchaft aus
der Voſfif der Vergnnaen heit Die drei Worte Generalſtreik,

Weltrevolution, politiſche Arbeiterrte ſind eine Wundermedizin.
Wir müſſen das Proletariat erziehen und kennen dazu nur das
alte Mittel der Agitation und Organiſation, der Schulung der
Kräfte in geſchloſſenen Verbänden unter engſter Zuſammenfaſſung
aller Kräfte. Wir ſagen noch immer: „Proletarier aller Länder,
vereinigt euchl“ Was aus der Spaltung entſtand, ſpaltet ſich
immer weiter: das haben wir geſehen bei den Unabhängigen, bei
den Kommuniſten und auch bei der K. A. P. D. ieſe ver
ſtiegenen Doktrinäre vollenden jetzt ihr Verbrechen mit der Pa-
role. die Gewerkſchaften zu zerreißen. Es gibt auf dieſer ab
ſchüſſigen Bahn kein Halt, wenn es nicht dem geſunden Geiſt der
Arbeiter wieder gelingt, ſich durchzuringen. Links von uns ſehen
wir nur ein gärendes und brodelndes Chaos Die einzige Hoff
nung der deutſchen Arbeiter iſt unſere Partei, die die proletariſchen
Maſſen unter dem alten Banner ſammelt. Wir zweifeln nicht,
daß die Maſſe der Proletarier ſich um uns ſammeln wird im
Bekenntnis der Demokratie und des Sozialismus. Mit uns das
Volk, mit uns ver Sieg (Stürmiſcher, langanhaltender Beifall

Den Bericht über Organiſation und Kaſſe erſtattet Bar-
tels Trotz der Maſſenflucht, die uns die Unabhängigen an-
dichten, iſt die Organiſation im letzten Jahre um 168 000 Mit-lieder oder 15.6 ren gewachſen. Die U. S. P. hat zweifel
os nicht die Hälfte unſerer Mitglieder. (Hört, hört Durchdie Parteiſpaltung find wir die politiſchen Querulanten und

Stänker los, welche die anderen h zerſetzen. Der Rückgang
in der Zahl der organiſierten Frauen um 16 000 legt uns die
S auf, die b unter den Frauen zu verſtärken. Die

rhöhung der Beiträge iſt allſeitig als unvermeidlich erkannt
(Sehr wahr l) Wochenmarken bitten wir abzulehnen, ebenſo den
war gut gemeeinten, aber ſchwer ausführbaren Vorſchlag die Beia nach dem Einkommen der Mitglieder zu ſtaffeln. Jn der

Zu r des Parteivorſtandes haben einige Aenderungen
ſtattgefunden. ie Arbeitsgemeinſchaft ſozialiſtiſcher Lehrer und
die Jentralſtelle für Beamtenagitation haben ſich bewährt. Viele
Blätter wurden neu geründet, nicht aber alle ſind lebensfähig.
Oft erfuhr der Parteivorſtand von ihnen erſt, nachdem ſie ſchon
wochen oder monatelang erſchienen waren. Hoffentlich iſt die
Kriſis im Zeitungsyewerbe bald überwunden.

Der Kaſfenbericht zeigt zum erſtenmal wieder einen Ueber
ſchuß von 222850 Mark. 80090 Mark hat die Reichstags
fraktion und 90 000 Mark vie preußiſche Landtagsfraktion
der Parteikaſſe überwieſen

Die Abrechnung für die letzten Reichstagswahlen wird erſt im
nächſten Jahr Eine ſechsſtellige Zahl wird allerdings
nicht ausreichen. Der diesjährige Kaſſenbericht bedeutet eine
kleine Atempauſe nach den Fehlbeträgen der letzten Jahre. Wir
müſſen für Neuwahlen gerüſtet ſein. Das beſte Gefüge unſerer
m t r iſt die Stärke unſerer Partei. Beifall

rühne- Frankfurt a. M. erſtattet den Bericht der Kontroll
kommiſſßon. Bei der Reviſion ſind die Parteikaſſe, das Vorwärts
unternehmen und der Betrieb Dietz in Stuttgart in beſter Ord-
nnug befunden worden.

ür die Ausſprache über den Vorſtandsbericht ſind 34 Redner
zum Wort gemeldet. Ein Antrag Auer- München behandelt
die Frage der Dieſelmotoren. Es heißt darin, daß der deutſchen,
ohnehin ſchon ſchwer leidenden Arbeiterſchaft die Zerſtörung dieſer
Motoren einen ſchweren Schlag verſetzen und ihren geſunden,
friedlichen Wettbewerb hemmen werden. Der Parteitag fordert
die Arbeiter aller Länder, alle Techniker und Erfinder und alle
Freunde des techniſchen Fortſchrikts auf, dem kulturſchändlichen

e der Ententemachthaber mit allen Mitteln entgegen
zutreten.

Hierauf tritt die Mittagspauſe ein.

Ein norwegiſcher Gewerlſchaftler gegen Moskan.
WTVB. Chriſtiania, 9. Oktober. Jn einem Vortrag über

die Moskauer Punkte erklärte ſich der Vorſitzende der Landes-
organiſation der Gewerkſchaften, der Storthingabgeordnete
Ole O. Lian, Dagbladet zufolge mit größter Schärfe gegen diePunkte betr. den bewatfnete Aufſtand und die Notwendig-

keit für die Arbeiterparteien aller Länder, den Bürgerkrieg
u beginnen, um die Prinzipien des Sozialismus durchzuhre Jn der Weiſe, wie die Punkte gefordert würden,

wären ſie mit der Organiſationsform der Arbeiterorganiſa-
tionen unvereinbar. Die norwegiſchen Arbeiter würgten ſich
außerhalb der Dritten Jnternationale halten, bis die Ver

derartig würden, daß eine int'rnationale Organi-
ation auf breiter ſozialdemokratiſcher Grundlage geſchaffen
werden könne.

eeeeeeeeerreàeàè„Was den Teufel betrifft, Kapitän, ſo ſeien Sie ohne
Sorge. Er läßt ſich nicht überliſten, ſondern nur durch den
Gottesglauben niederringen. Aber, um Jhren Gedanken als
Ganzes zu nehmen ſchätzen Sie wirklich den menſchlichen
Verſtand ſo gering ein

Da ſagte der Kapitän, indem er dem Rad einen neuen
Ruck nach links gab:

„Die Menſchen haben ſehr viel Verſtand, aber nicht genug,
um ihn richtig anzuwenden!“

Am Abend desſelben Tages lehnten Butu und Hadil am
Geländer des Verdecks, ſahen in die dunkel leuchtende Flut

hinab und tauſchten ihrerſeits allerlei Weisheiten aus. Der
Pater war von der Kommandobrücke zu Butu hinabgeſtiegen
und hatte mit ihm ein langes und breites geplaudert. Butu
tat ſein Beſtes, dem Berber das Gehörte zu verdolmetſchen.
Der Geiſtliche hatte nicht verfehlt, in unbeſtimmten Wendungen
auf die dem Schiff drohenden Gefahren hinzudeuten. Die
beiden Kumpane erwogen unter ſich, wie ſie am beſten dieſen
Gefahren entgehen könnten.

Zum Troſt gereichte ihnen dabei die Wahrnehmung, daß ſie
ſich in den letzten Stunden weſentlich der Küſte genähert hat-
ten. Man ſah deutlich einen Leuchtturm; eine lange, ſchmale
Landzunge ſchob ſich zuſehends weiter ins Meer hinaus.

Aber etwas Pofitives mußte doch ins Werk geſetzt werden.
Butu hatte eine Eingebung. Mit Widerſtreben, und doch von
plötzlicher Hoffnung belebt, klammerte er ſich an den Ge
danken; wenn er es noch ein letztes Mal mit ſeinem
Mukiſch verſuchte? Das Männlein hatte ſich in verhängnis
vollen Augenblicken als ohnmächtig erwieſen vielleicht war

zurückgekommen.
er Verſuch konnte zum Windeſten nicht ſchaden.

obachtet, hoftete er den Popanz mit einer Schnur an den
Vorderſteven des Schiffes. Am Ende geſchah doch ein Wunder,
wurde die unheimliche Gefahr gebannt.

Und ein wenig bedrückt, trüben Auges blickte Butu auf
ſeinen Zwerggötzen, auf das Unerhörte wartend, an das zu

(Fortſetzung folat.)1 glauben ihm doch ſchwer wurde.

verurſachten Zer-

ihm mit der Annäherung an die heimatliche Küſte die Krat

Niemandem als dem Gefährten in ſeinem Tun de
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Nach polniſcher Darſtellung ſoll es ſich bei dem Vorſtoß
uf Wilna um eine eigenmächtige Unternehmung eines un-
amen Heerführers handeln, wie folgende Meldung be

WTB. Deren Okt. Nach dem Generalſtabsbericht
om 9. Oktober hat die gegen Wilna vordringende Gruppe
a die folgenden beiden vertraulichen Depeſchen an
das Armeekommando geſandt:

1. Mit Rückſicht darauf, daß die in den Verhandlungen
mit der Kownoer Regierung feſtgeſtellte Waffenſtillſtands-
linie zuungunſten der Bewohner der Gebiete von Wilna,
Grodno und Libau unſer Land mit dem polniſchen Wilna
Litauen auslicfert, habe ich beſchloſſen, das Selbſtbeſtim
mungsrecht der Bewohner meines Vaterlandes mit den
Waffen zu verteidigen. Jch habe den Oberbefehl über die
aus dieſen Gebieten ſtammenden Soldaten übernommen Da
ich nicht gegen mein Gewiſſen und mein Pflichtgefühl als
Sohn meines Vaterlandes handeln kann, bitte ich um Ent-
hebung vom Dienſte und vom Kommando meiner Gruppe.
Meine Kommandanten und Truppen, die gut diſzipliniert
und dem Gedanken der Befreiung des Vaterlandes ergeben
ſind, folgen meinem Befehl. An die zurückgebliebenen Ab-
teilungen bitte ich unmittelbare Befehl zu geben. 8. Okt. 1920.

Zeligowski, General und Truppenkommandant.
2. General Zeligowski hat aus den oben genannten

Gründen das Kommando niedergelegt. Da ich aus dem
Grodnoer Lande ſtamme, halte ich es für meine Gewiſſens-
pflicht, mich dem Befehl des Generals Zeligowski zu unter-
ſtellen. Deshalb erbitte ich mit Bedauern meine Enthebung
vom Dienſte. Der Stab meiner Gruppe führt meine weiteren
Vefehle aus. Bobicki, Oberſt und Stabschef.

Ein trotz dieſen Erklärungen eingeforderter Bericht des
Oberſten Bobicki beſagt: Die Truppe des Generals Zeli-
gowski befand ſich um 3 Uhr nachmittags Waka und
Wilna. Um 5 Uhr nachmittags beſetzte ſie Wilna. Jn Wilna
wurde Zeligowski von dem franzöſiſchen Gouverneur
empfangen, der ihm vorſchlug, aus Wilna eine freie Stadt
Be n. General Zeligowski nahm dieſen Vorſchlag
nicht an.

Abſtimmung in Kärnten.
Klagenfurt, 10. Oktober. Heute findet in der Zone A

des Abſtimmungsgebietes Kärnten die Volksabſtimmung ſtatt.
Rach bisher eingelaufenen Nachrichten iſt es nirgends zu ernſt
lichen Zwiſchenfällen gekommen. Die Wahlbeteiligung iſt
ſehr rege.

Wien, 11. Okt. Nach Meldungen der Morgenvlätter ſoll
die Abſtimmung in Kärnten zugunſten Deutſch Oeſterreichs
entſchieden ſein.

Klagenfurt, 11. Okt. Das amtliche Ergebnis der Volks
abſtimmung iſt noch unbekannt. Der Kärntener Heimatdienſt
at auf Grund der Berichte der Vertrauensmänner in der
lbſtimmungszone eine vorläufige Berechnung vorgenommen,

die einen ſicheren Sieg zugunſten Oeſterreichs ergibt.

Zwei polniſche Korridre.
Rotterdam, 9. Okt. Zu der Nachricht der „B. Z. a. M.“,

die Ruſſen hätten ſich damit einverſtanden erklärt, daß die
Polen einen Korridor durchLitauen bekämen, ſchreibt „Nieuwe
Rotterdamſch Courant“, dieſer Korridor verſchaffe Polen
Anſchluß an das litauiſche Gebiet und nehme damit den Bol-
e die Möglichkeit, über Litauen mit Deutſchland in

erbindung zu kommen. Wenn Eſtland, Lettland und Tat
ſt nun zuſammenſchlöſſen, ſei der Gürtel, der das bolſchewiſti
che Rußland von Mittel und Weſteuropa abſchließe, fertig,
was l die Ruhe Europas nur erwünſcht ſ. in könne. Litauen
und Oſtpreußen kämen dann zwiſchen zwei polniſche Korridore
u liegen, deren einer bei Danzig und deren anderer an der
ärenze von Lettland endige, ſodaß Litauen und Oſtpreußen

wie in einer polniſchen Zange lägen.

Der Streit um Fiume.
Belgrad, 12. Oktober. (Südſlawiſches Preſſebüro.) Die

zugoſlawiſche Friedensdelegation ſtellt für die Verhand-
lungen in St. Poolo folgende Minimalſorderungen auf:
Fiume mit dem Hafen kommt unter das Protektorat des
Völkerbundes. Dalmatien wird mit allen Jnſeln Jugoſlawien
einverleibt. Jugoſlawien fordert Siutari, weil Jtalien das
Uebereinkommen von Trieſt über Albanien verletzt hat.

Noch lein Rücktritt der ſchmediſchen Regierung.

Stockholm, 11. Okt. Der Rücktritt der Regierung iſt nicht
vor Ende dieſer Woche zu erwarten. „Svenska Dagbladet“
zufolge glaubt die Regierung nicht auf eigene Verantwortung
zurücktreten zu können. Sie wird deshalb in den nächſten

Die Einnahme von Wilna. 7

Reichswirtſchaftsminiſterium Vorſtellungen zu erheben. Jn
2 n haben ſowohl die Motorenfabriken wie die dieſen

otorentyp hauptſächlich verwendenden Verbrauchergewerbe
der Frage Stellung genommen und ſich hilfeſuchend an

s Reichswirtſchaftsminiſterium gewandt. Jn einer am
Sonnabend abgehaltenen Sikung legten die in Betracht kom-
menden Verbänd dem Miniſterium die große Bedeutung der
grzef c Nicht nur die Dieſelmotorenfabriken ſeien mit

rbeite loſigkeit bedroht, ſondern auch z. B. die ſtädtiſchen
Elektrizitätswerke, aſſerwerke, Eiſenbahnreparaturwerk-
ſtätten, Werften, Gummi-, Porzellan-, Textilfabriken und
Landwirtſchaft ſtänden vor erſchütternden Tatſachen, wenn
die Entente ihren Beſchluß durchſetze. Der
Dieſelmotor, der auch ſchon vor dem Kriege in dieſen Frie
densbetrieben in Anwendung war, habe neuerdings unter
dem Einfluß der Kohlenknappheit in ungeahntem Ausmaße
Eingang gefunden. Nachdem durch das Spa- Abkommen die
Kohlenknappheit ſich noch verſchärſt habe, ſei der Treiböl-
Dieſ lmotor vielerorts die einzige Rettung vor weiterer Be
triebsſtillegung und Arbeiterentlaſſung. Die Regierung
würde ſich vor Schadenserſatzanſprüchen von mehreren Mil-
liarden Mark geſtellt ſehen, wenn die ſchnellaufenden Dieſel-
motore abgebaut und zerſtört werden müßten; denn dieſe
haben ihnen zum Teil das Reich unter der Erlaubnis des
8 189 des Friedensvertrages aus abmontierten Unterſee-
booten, oder weil infolge Kriegeſchluſſes der U-Bootbau auf-
hörte, verkauft; die Werke hätten die Motoren gutgläubig
für Friedenszwercke erworben und unter erheblichen Umbau-
koſten in Betrieb genommen. Der Dieſelmotorbau ſähe in
dem Vorgehen der Entente die Vernichtung des deutſchenKraftmaſchinenbaues. Das Reichswirtſchaftsminiſterium on

die vorgetragenen weitreichenden Wirkungen der geplanten
Ententemaßnahmen in einer Denlſchrift ſchnellſtens zu
ſammenfaſſen.

gnland.

Eine Finanzdiktatur
Berlin, 9. Oktober. Amtlich. Jn Ausführung der Be

ſchlüſſe des Reichskabinetts vom 22. v. M. über Maßregeln zurGeſundung der Reichsfinanzen ſind nunmehr die Kiktlinſen

aufgeſtellt worden, welche die formelle Stellung des Reichs
finanzminiſters und die künftige Finanzgebarung und Wirt-
ſchaftsführung des Reiches feſtlegen. Das Reichskabinett hat
dieſen Richtlinien heute einmütig ſeine Zuſtimmung erteilt.
Der Wortlaut der Lritſätze wird noch veröffentlicht.

Zur Durchführung der heutigen Beſchlüſſe iſt ein Reichs
kommiſſar ernannt worden, der dem Reichsfinanzminiſter bei-
geordnet iſt und unter deſſen Verantwortung und unter Mit-
arbeit der Miniſterien ſeine Tätigkeit auszuüben hat. Dieſer
wichtige Poſten iſt dem Präſidenten des Landesfinanzamtes
Unterweſer Dr. Carl übertragen worden.

S

Die oben genannten Richtlinien lauten u. a.:
A. Die Stellung des Reichs miniſters derFinanzen ſoll in formeller Hinſicht in fol

gender Weiſe geſtärkt werden:
1. Es dürfen von keinem Reichsminiſterium und keiner

nachgeordneten Reichsbehörde oder Reichsſtelle oder ein
zelnen Beamten irgendwelche Maßnahmen, Neueinrichtun-
z oder Anordnungen, welche neue durch den Reichshaus-
alt oder ſonſtige geſetzliche Vorſchriften nicht bereits ge

nehmigte Ausgaben zur Folge haben oder haben können,
ohne vorherige rechtzeitig eingeholte Zuſtimmung des
Reichsfinanzminiſters getroffen werden.

2. Wird die Zuſtimmung von dem Reichsfinanzminiſter
verſagt und iſt auch durch erneute Verhandlungen des Fach
miniſteriums mit dem Reichsfinanzminiſterium eine Eini-
ung nicht zu erzielen, ſo ſteht es dem Fachminiſter frei, die
ntſcheidung des Reichskabinetts herbeizuühren, ſofern es

ſich um eine Angelegenbeit von grundſätzlicher Bedeutung
oder beſonderer Wichtigkeit handelt.

Z. Beſchließt die Reichsregierung in einer Frage von
finanzieller Bedeutung gegen die Stimme des Reichsfinanz-
miniſters, ſo kann dieſer gegen den Beſchluß ausdrücklich
Widerſpruch erheben.

4. Es iſt insbeſondere nicht zuläſſig, daß die überſtimmten
Miniſterien, ihre Beamten oder nachgeordneten Stellen durch
Einwirkung auf Reichsratsbevollmächtigte oder Reichstags-
abgeordnete die Verwirklichung der Durchführung der Ent-
ſcheidung der Reichsregierung zu verhindern ſuchen, oder bei
der Vertretung der Vorlage im Reichsrat oder Reichstage eine
von der Entſcheidung der Reichsregierung abweichende Anſicht
des überſtimmten Fachminiſteriums oder einzelner Beamter

Tagen mit dem Parteivorſtand der Sozialdemokratiſchen
Partei eine Konferenz abhalten.

Die Zerſtörung der Dieſelmotoren.
Verlin, 9. Oktober. Vertreter der deutſchen Jnduſtrie

ſind heute in Berlin zuſammengekommen, um bei der deutſchen
Regierung anzufragen, ob die Nachricht über die beabſichtigte
Zerſtörung der Dieſelmotore durch die Entente zutreffend ſei
und um der Regierung die ungeheuren Erfolge einer ſolchen
Maßnahme für die g ſamte deutſche Wirtſchaft darzulegen.
Es iſt ihnen mitgeteilt worden, daß in der Tat eine ſolche
Abſicht beſteht. Die deutſche Regierung hat bei der Friedens-
konferenz in Paris Schritte getan, um die alliierten Regie-
rungen davon zu überzeugen, daß das Verlangen unb rechtigt
iſt. Die Antwort der Alliierten Regierungen ſteht noch aus.
Die deutſche Regierung hat in Paris erklären laſſen, daß ſte
dem Verlangen auf Zerſtörung der Motore nicht ſtattgeben
kann und hat eingehend dargel gt, aus welchen Gründen ſie
hierzu auch nicht verpflichtet iſt. Bei der klaren Rechtslage
iſt anzunehmen, daß die a die Kontroll

ommiſſion anweiſen wird, ihr Verlangen zurückzunehmen.
t

Nach Jnformationen, die den „P. P. N.“ von zuſtändigerStelle e trifft die brunruhigende Rachriet wonach

die Entente in der Frage J Dieſelmotore
vor Schritten ſteht, die unſer Wirtſchaftsleben ſchwer treffen
müſſen, leider zu. Die Botſchafterkonferenz der Entente hat
am 2. Oktober Se lut faßt, daß die ſchnellaufendenDieſelmotore Kriegsmateria Ken das zerſtört werden müſſe,

wo immer es ſich in Deutſchland befinde und deſſen Anferti-
ung forthin zu ünterbleiben habe. Die EntenteKommiſſion
t bereits nach dieſer Richtung gehend Unterſuchungen in

den deutſchen Fabriken angekündigt. Dieſe Rachricht hatte
bereits vor einigen Tagen Arbeiter Vertretern einer ſüd-

chen großen Motorenfabxik Vexanlaſſung gegeben, beir

vertreten.

B. Jn ſachlicher Hinſicht ſoll ſich die ge
ſamte Finanzgebarung und Wirtſchafts-führung des Reichs ſtreng nach folgenden
Leitſätzen richten:

1. Der Aufgabenkreisdes Reichs iſtinner-
halb der Krenzen der Verfaſſung ſo eng wie

irgend möglich zu halten.
2. Neue Verwaltungseinrichtungen dür-

fen nich: geſchaffen, beſtehende nicht ver-
größert werden. Jnsbeſondere dürfen
grundſätzlich neue Stellen nicht geſchaffen,
vorhandene Ausgabepoſten anderer Artnicht erhöht werden.

3. Die belke en Verwaltungseinrich-tungen und Stellen vorübergehender oder
dauernder Natur ſind ſoweit als irgend
möglich einzuſchränken und abzubauen und
die Koſten der Verwaltung in jeder Weiſe
zu vermindern.
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Verordnung über Vetriebsabbrüche und Stillegungen.

Dem vorläufigen Reichswirtſchaftsrat iſt, wie die P.
P. N. erfahren. vom Reichswiriſchaftsminiſterium und
Reichsgrbeitsminiſterium gemeinſam eine Verordnung be
treffs Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und Still
legungen vorgelegt worden.

Die Verordnung ſieht eine Anmeldung vor für ganzen

Sperrfriſt von 4 Wochen im Falle ver beabſichtigten Still
legung, von 6 Wochen im Falle des beabſichtigten Abbruches,
v letzterer unter gewiſſen Vorausſetzungen um weitere
3 Monate verlängert werden kann. Während dieſer Zeit
darf im Betriebe keine Veränderung der Sach und Rechts
lage vorgenommen werden, die ſeine ordnungsmäßige Füh
rung beeinträchtigen könnte.

Die Sperrfriſt dient ZDazu, den für die Durchführung der
Verordnung zuſtändigen Demobilmachunosbehörden Gelegen
heit zu geben, im Benehmen mit der Betriebsleitung und
dem Betriebsrat, ſowie gegebenenfalls mit örtlichen und fach-
lichen Sachverſtändigen-Organiſationen Hilfsmaßnahmen zu
ergreifen, um den Abbruch bezw. der Stillegung vorzubeugen.
Eine genaue Ausſührungsanweiſunge an die Demobil-
machungsbehörden weiſt dieſen im einzelnen die Wege, wie
ſie je nach der Urſache der für die Stillegung oder den Ab
bruch maßgebenden] Schwierigkeiten Maßnahmen zur
Stützung des Betriebes ergreifen können (z. B. pro uktive
Erwerbsloſenfürſorge, öffentliche Aufträge). Dabei iſt aus-
drücklich hervorgehoben, daß nicht jede Stillegung als ein
volkswirtſchaſtliches Unglüf betrachtet werden darf. Viel-
mehr kann die infolge des Spa- Abkommens verſchärfte Koh-lenlage leicht dazu ſbren daß gewiſſe Einſchränkungen der

induſtriellen Produktion im Jntereſſe einer möglichſt wirt-
ſchaftlichen Ausnutzung der vorhandenen Rohſtoffe ſogar an
geſtrebt werden müſſen.

Der Geſichtspunkt einer r s rationellen Aus
nützung der vorhandenen Roh und Betriebsſtoffe kommt in
der Verordnung auch dadurch r Ausdruck, daß die Demo
bilmachungsbehörden ermächtigt werden, nach der Anzeige der
beabſichtigten Stillegung oder des beabſichtigten Abbruchs
die im Betriebe vorhandenen Vorräte zu beſchlagnahmen
und zu enteignen. Jn erſter Linie ſollen auch hier die im
Betriebe vorhandenen Kohlenvorräte erfaßt und weiterer
produktiver Verwendung zugeführt werden.

Leipzig und Chemnitz ohne Licht.
Leipzig, 11. Okt. Die ſtädtiſchen Arbeiter ſind heute früh

in den Ausſtand getreten. Die Stadt x ohne elektriſchen
Strom und Gas. Seit 9 Uhr vormittags iſt auch die Waſſer-
verſorgung unterbrochen. Der Straßenbahnverkehr wird
durch das eigene Kraftwerk in fehr beſchränktem Umfange
vorläufig noch aufrechterhalten.

Chemnitz, 9. Oktober. Die a Arbeiterſchaft von
Chemnitz iſt heute abend wegen Lohnſtreitigkeiten in den
Streik getreten. Jnfolgedeſſen wurde das ſtädtiſche Elektri
zitätswerk und das ſtädtiſche Gaswerk abends ſtillgelegt. Die
Stadt liegt im Dunkeln.

Auch Dresden.
Dresden, 11. Okt. Die Arbeiter der ſtädtiſchen Elektrizi

tätswerke ſind in den Ausſtand getreten. Die ſtädtiſche
Straßenbahn hat den Betrieb eingeſtellt.

Jmportierter Schwindel.
Durch die Ausſperrung im Zeitungsgewerbe iſt denSpitzel Lügenzentralen a Ia wert die Möglichkeit

genommen, ihre Schwindelmeldungen wie bisher in Berlin
durch die rechtsſtehende Preſſe zu verbreiten. Sie e
es jetzt durch den Jmport bürgerlicher neinem dieſer Scherl-Erſatzblätter wird r n h

mirgeſtellt, daß die Mordtat in der Villa des
von einem Kommuniſten verübt worden ſei.

Wie wir von z tändiger Seite erfahren, haben die amt-
lichen und polizeilichen Ermittlungen gerade das Gegenteil
ergeben, daß nämlich der Tat irgendein politiſches Motiv nicht
zugrunde liegt.

Die RNotlage der Solinger Waffeninduſtrie.
P. P. N.“) Solingen, 10. Okt. Die durch den Friedens

vertrag von Verſailles völlig lahmgelegte Solinger Waffen-
induſtrie hat mit Unterſtützung der Solinger Handelskammer
an die Jnteralliierte Kommiſſion die Bitte gerichtet, ihr die
Herſtellung von für das Ausland zu geſtatten.
Die Jnteralliierte Kommiſſion e in den bisherigen Ver
handlungen Entgeg nkommen, ß mit der Genehmigungdieſer Bitte zu rechnen iſt.

Ausland.

Der Militarismus in Rußland.
Moskau, 11. Oktober. (Havas.) Der Rat der Volks-

kommiſſare für Arbeit und nationale Verteidigung erließ ein
Dekret, demzufolge alle Bürger von Sowjetrußland, die in
den Jahren 1886, 1887 und 1888 geboren ſind, mobiliſient
werden.

Jmmer neues Kopfzerbrechen.
London, 11. Okt. Jn Weſtminſter iſt heute die zweite

internationale Wirtſchaftskonferenz eröffnet worden. Sie
bezweckt die Mittel und Wege für eine wirtſchaftliche Wieder
herſtellung zu ſtudieren und nennt ſich „Rat für Bekämpfung
des Hungers“.

Die engliſche Antwort an Tſchitſcherin.
London, 10. Okt. (Reuter.) Jn der Antwort Curzons

auf Tſchitſcherins letzte Note heißt es u. a.: Während ſich Eng
land genau an die getroffenen u e gehalten habe,

e

e

habe Kamenew die Hauptbedingung, d r ſeine Zulaſſung
in England geſtellt war, offen verletzt. Die Sowjetregierung
habe ruſſiſche Truppen a Perſien geſandt, eine Verſchwö
rung mit den türkiſchen Nationaliſten in Kleinaſien ange
zettelt und eine rieſige gegen England gerichtete Propaganda
in Aſien geführt. Die Note erklärt, wenn die Verhandlungen
über die Handelsbezichungen zum Abſchluß gebracht werden
ſollten, ſo müßte dieſer Zuſtand aufhören.

Verweigerter Pah nach Halle.
WTB. Paris, 10. Oktober. Wie der franzöſiſche Sozial

demokrat Rappoport in der „Humaniteé“ mitteilt, hatte er
die Abficht, 64 zum Kongreß der Unabhängigen Sozialdemo-
kraten nach Halle zu begeben. Die franzöſiſche Regierung habe
ihm jedoch den Paß verweigert.

Hühnerausen
Hornhaut, Schwielen a Warzen

oder teilweiſen Abbruch von Belriebsanlagen, ſowie für die
ganze oder teilwetſe Stillegung eines Betriebes, ſofern ſie
mit Arbeiterentlaſſungen in gewiſſem Umfange verbunden

und. Die Verordnung bezieht ſich auf 'nduſtrielle Betriebe,wie auf die Betriebe des Verkehrsgewerbes ausſchließlich

des Reiches und der Länder, ſoweit in ihr mindeſtens W Ar-
keitnehmer heſchäftig werden. Von der Anzeige ab läuft eine

beseitiöt schnell, zicher u. schmerzlos
100000 fach bewährtKukiro Preis M. 900

n Apohehen Deodgrien erhältlich.
Drogerie Greyer, Lindenstr. 88, erle Rrütgen acht.

Königetr. 24, Drogerie t. 32.
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Ne Entente riſtet am Rhein.
Ein rheiniſcher Abgeordneter ſchreibt uns:

Der demnächſt dem Reichstage zugehende Reichshaushalts-
77 enthält eine ganz ungeheuerliche Ziffer für die Koſten
er gegneriſchen Beſatzungstruppen und Ententekommiſſionen:

15 Milliarden Mark. Dieſe Summe beruht offenſichtlich nur
auf Schätzungen der zuſtändigen Miniſterien. Ob ſie aus-
reichen wird, iſt 55f Sicher iſt nur, daß wirmindeſtens 15 000 Miſlionen Mark allein für das Beſatzungs-
heer und die Ententekommiſſionen, die es ſich inmitten hun-
gernder deutſcher Städte wohl ſein laſſen, aufzubringen haben.
Die Amerikaner, die nur Kohlenz und deſſen nächſte Um-
gebung beſetzt halten, koſten täglich die Kleinigkeit von rund
1 Million Dollar. Dafür haben die ausgemergellen deutſchen
Arbeiter und Kinder allerdings den Vorzug, ſich überzeugen
zu können, daß es noch Länder mit wundervolſen Ernährungs-
und Bekleidungsverhältniſſen geben muß. Die Amerikaner
und Briten fſtrotzen vor Ueberernährung, und ihre Uniformen
von feinſtem neuen Tuche auf Koſten der darbenden und
abgeriſſenen deutſchen Maſſen.

Wenn wir als Sozialdemokraten den ſogenannten Siegern
an ſich ſchon das Recht abſprechen, nach dem Friedensſchluſſe
Teile Deutſchlands r und die Bevölkerung unter Aus-
nahmerecht zu halten, ſo beſtreiten wir noch mehr die Not-wendigkeit, ſo große Heeresmaſſen im Rheinlande aufmar-

ſchieren zit laſſen. Wir wiſſen nicht, ob die Reichsregierurd
genaue Ziffern über die Beſatzungsſtärke am Rhein hat. Das

aber wiſſen wir, daß die Beſatzungstruppen in jüngſter Zeit
nicht vermindert, ſondern vermehr worden ſind. Die Haupt-
plätze am Rhein wimmeln von Soldaten der Entente. Nach
unſeren privaten aber zuverläſſigen Ermittlungen ſteht am
Rhein ein Heer von zwiſchen 140 000 bis 150 000 Soldat n.
Eine ſo ſtarke Armee iſt unmöglich vonnöten, um die entwaff-
nete rheiniſche Bevölkerung, die ohne Arg iſt, in Schach zu
halten. Ein mächtiges Heer verliert den Charakter einer
Beſatzungstruppe, die das durch den Rheinſtrom ſchon ſtark
gedugte „Fauſtfand“ halten ſoll, ſondern wirkt als Be-
rohung der e Teile der deutſchen Republik und

wird ſo auch im Rheinland allgemein empfuünden.
Verſtärkt wird dieſer Eindruck durch die Tatſache, daß die

Militärs der Entente Vorbereitungen treffen, die unmöglich
mit der Beſetzung etwas zu tun haben können, ſondern ganz
klar das Rheinland für den Aufmarſch gewaltiger Truppen-
maſſen, weit über die jetzt ſchon hohe Stärke hinaus, vorbe-
reiten ſollen. Wir Rheinländer ſehen dieſe Rüſtungen, die
im Reiche und ſeiner Hauptſtadt vielleicht nicht genügend
beachtet werden, täglich vor uns. Einige dieſer Vorberei-
tungen mögen für ſich ſprechen: Bei Trier wird ein wertvolles
Eelände von rieſigem Ausmaß für eine Feldbäckerei in An-
ſpruch genommen, die täglich 400 000 Mann mit Broten ver
ſorgen kann, während doch die jetzige Beſatzungsarmee nur
rund 150 000 Köpfe zählt. Die beſtehenden deutſchen Flug-
plätze reichen für die Bedürfniſſe der Entente-Militariſten
nicht aus. Sie werden um zahlreiche neue vermehrt. Wem
will man einreden, daß dieſe vielen Flugplätze für das Be
h in einem friedlichen Lande beſtimmt ſeien?

eue Exerzierplätze, neue Truppenübungsplätze, neue Trup-
penlager werden angefordert. Neue Kaſernen werden ge-
baut. Die gewiß nicht Anlogen, die der preußiſche
Militarismus vor dem Kriege und während des Weltringens
in der rheiniſchen Grenzprovinz geſchaffen hatte, genügen für
die Heere nicht, die auszogen, um den preußiſchen Militaris-
mus zu vernichten, und die uns nun ſelbſt hochpotenzierten
Militarismus vorleben. Dieſe rieſenhaften Anlagen können

Kaſſerslautern geplant t. Es ſoll nicht weniger ars 600
Hektar umfaſſen. Das gibt Raum für ſoviel Exploſions-
geſchoſſe, daß man damit die geſamte rheiniſche Bevölkerung
wegfegen könnte. Dieſe unüberſehharen Munitionsmengen
müſſen für rechtsrheiniſche Pläne beſtimmt ſein. Allein das
Muntionsdepot bei Kaiſerslautern wird für ine Millionen-
armee ausreichen. Exgänzt werden dieſe Rüſtungen durch eine
anderwärts geplante große Tankanloge und durch Brücken-
bauübungen an Stellen, die für einen Rheinübergang großer
Truppenmaſſen von jeher in Betracht gekommen ſind. Il
dieſe Vorb reitungen ſind keineswegs ſyſtemelos, ſondern
bilden eine wohlüberlegte militäriſche Kette von Anlagen am
Rhein, die nach weitgeſtekten Plänen geknüpft iſt. Nicht zu
überſehen iſt, daß di.ſe Rüſtungen kaum von Amerikanern
und Briten, ſondern faſt ausſchließlich von den Franzoſen und
Belgiern betrieben werden

Sind unſern Genoſſen in den Ent nieländern dieſe mili-
täriſchen Rüſtungen ihrer Regierungen bekannt? Wenn nicht,
mögen ſie ſich unterrichten und die Schuldigen zur Verant-
wortung ziehen. Der Kongreß in Genf hat der deutſchen
Sozialdemokratie eine nicht geringe Schuldlaſt am Ausbruch
und an der langen Dauer des Krieges beigemeſſen. Wir
wollen dieſe Frage jetzt nicht unterſuchen. Sicher aber iſt,
daß die nunmehrigen Rüſtungen am Rhein und die große
Beſatzungsarmee überhaupt in der deutſchen Politik ſeit der
Revolution und erſt recht in der Politik unſerer Partei keine
Stütze finden. Wir Rheinländer richten unſern Not und
Warnungsruf an die Friedensfreunde in aller Welt und er-
warten, daß er nicht ganz ungehört und nicht ohne Wirkung
verhallen wird.

Die Kleber.
Wie unſeren Leſern ſchon bekannt iſt, hat die Preß-

kommiſſion der „Freiheit“ bis jetzt zweimal n ihre
„verräteriſche“ R daktion an die Luft zu beſördern. Doch die
guten Genoſſen zeigten ſich als das, was ſie bisher immer
anderen Leuten vorwarfen, nämlich als Kleber. Jn dieſer
Abſicht ſind ſie nun vorläufig von einer gemeinſamen Sitzung
des Vorſtandes, des Aufſichtsrates und des Betriebsrates der
Verlagsgenoſſenſchaft „Freiheit“ ermuntert worden. Die
Sitzung lehnte die Kündigung der Redakteure ab. Bemerkens-
wert iſt, daß die m r ſelbſt an dieſer Sitzung nicht
teilgenommen hat. Die endgültige Entſcheidung fällt ja aber
hier in Halle.

Die „Leipziger Volkszeitung“ kommentiert die Kritik
jenes Beſchluſſes, die in der „Roten Fahne“ erſchienen, recht
höhniſch mit den Worten: „Tie „Rote Fahne“ auf Halbmaſt.“

PKeueſte Nachrichten und Telegramme

Vom Leipziger und Dresdener Streik.
Leipzig, 11. Okt. Der heute früh ausgebrochene Streik

erſtreckt ſich nur auf die Gas- und Elektrizitätswerke. Die
Waſſerverſorgung. die vormittags teilweiſe unt rbrochen war,
iſt wider im Gange. Die Notſtandsarbeiten werden von den
Streikenden verrichtet. Zwiſchen dem Arbeitgeberverband
ſächſiſcher Gemeinden und der Zentralſtreikleitung ſind in
Dresden neue Verhandlungen eingeleitet.

Dresden, 11. Sept. Dem Streik der ſtädtiſchen Elektrizi-
tätswerke ſchloſſen ſch um 5 Uhr abends auch die Gasarbeiter
an, ſo daß die Stadt zum großen Teil ohne Strom und Licht
iſt. Der Magiſtrat verhandelt gegenwärtig mit den Streiken-
den, doch ſind die Verhandlungen bisher ergebnislos ver-

Preisrückgang in Amerika

ris, 11. Okt. e einer der Trihune“ aus Waſhington ſei in Amerika in den nächſten zehn
Monaten mit einem Preisrückgang der Nahrungsmittel um
33 Prozent zu rechnen. Dieſer Rückgang erkläre ſich aus der
guten diesjährigen Ernte.

Rathenau darf nicht nach England.
London, 11. Okt. Laut „Daily Mail“ hat der Miniſter

des Jnnern ohne Angabe von Gründen die Einreiſeerlaubnis
für den Direktor der A. E.-G. Dr. Walter Rathenau ver
weigert. Dr. Rathenau beabſichtigte an der Jnternationalen
Wirtſchaftskonferenz zur Bekämpfung der Hungersnot teilzu
nehmen, die heute in London eröffnet wird.

Keine Anerkennung der polniſchen Herrſchaft in Wilna
Kowno, 11. Okk. Die Litauiſche Tel.-Agentur teilt mit

Als polniſche Truppen, von ihrer maßloſen Kampfgier ge
trieben, in die litariſche Haupiſtadt eindrangen, bemächtigte

nicht nur der Litauer, ſondern auch der dort weilenden
usländer eine Empörung über ſolches Nichteinhalten des

Friedensvertrages. Die Ententevertreter haben der ſoge-
nannten Zentralleitung Litauens ſchriftlich ihren ſchärfſten
Proteſt ausgedrückt und ausdrücklich erklärt, daß die Entente
vertrelungen in Litauen keine and re Regierung anerkennen
würden als die in Kowno weilende verfaſſungsmäßige
litauiſche Regierung.

Amtliche Bekanntmachungen für Halle 0. d. 6.

Bekanntmachung.
Oeffentlicher Vortrag mit Lichtbildern

15. Oktober, abends 8 Uhr, in der Aula des Reformrealgym-
naſiums über die Frage der Brennſtofferſparnis im
Haushalt durch Stadtrat Ecker- München.

Halle, den 11. Oktober 1920. Der Magiſtrat.

LebensmittelKalender.
Städt. Verkauf von Graupen an Haushalte mit gelb um.

ränderten Lebensmittelſcheinen, ferner von Kerzen, Malzextrakt
Trockenei und Bratfett an alle Haushalte in der Talamtſchule
am Mittwoch. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
Lebensmittelſcheine mit den Nummern 48 001--53 000 vorm. von
8—12 Uhr und 53 001--57 000 nachm. von 2--6 Uhr. Gegen Vor-

am Freitag, den

lage des Lebensmittelſcheines können an jede Perſon der Haus
re mit gelb umränderten Lebensmittelſcheinen 140 Gramm

rauven zum Preiſe von 20 Pf., an jeden Haushalt 4 Kerzen
zum Preiſe von 4,50 Mark für 4 Stück, ferner an jede Perſon
aller Haushalte 1 d Malzertrakt zum von 4,30 Mark,
50 Gramm Trockenei (Erſatz für 5 Eier) zum Preiſe von 4 Mark
und 4 Pfund Bratfett zum Preiſe von 6 Mark für das halbe
Pfund abgegeben werden. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Mitt-
woch. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Rummern 55 001--57 000 vorm. von 8 bis
12 Uhr und nachm. von 2 Ahr. Für jede Perſon eines Haus
haltes werden 115 Gramm zum Preiſe von 1 Mark abgegeben.
Der Lebenswmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt be
reit zu halten.

Verkauf von Milch. Die in letzter Zeit feſtgeſtellten zahl
reichen Verſtöße geben Veranlaſſung, erneut darauf hinzuweiſen,
das bei den täglichen Milcheinköufen die Milchkarten ſtets vor-
zulegen ſind und den Händlern Milchkarten zur Verwahrung nicht
übergeben werden dürfen. Die Milchhändler werden auf die
ſtrenge Einhaltung der gegebenen Beſtimmungen und darauf hin
gewieſen, das eine Abgabe von Milch ohne Vorlage der Milch-
larten nicht ſteltfinden darf und die Milchkartenabſchnitte täglich
abzutrennen oder zu entwerten ſind.

Halle, den 12. Oktober 1920.
laufen. Die Notſtandsarb.iten werden von den Arbeiternunmöglich nur für Beſatzungszwecke beſtimmt ſein. Das gilt
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Halle, Dienstag, 12. Oktober 1920. Beilage zur Volksſtimme.
Portel- Angelegenheiten

Bildu usſchuß der S. R. D. Freitag n ittag 5 USitzung n den Räumen der Redaktion. d wagymittog vr

Freier Sängerchor“. Freitag, den 15 Dktober, abends
8 Uhr im Vereinslokal „Zum Schultheiß“, Merſeburger
Straße 19. Generalverſammlung. Alle gktiven undpaſſiven Mit lieder müſſen erſcheinn. Freitag den 22. Okt.,

abends 7 Uhr Kränzchen im „Hoffäger“, Linden-
ſtraße. Wir bitten heute ſchon alle Mitglieder und Vartei-
genoſſen welche mit ihren werten Angehörigen beſonders
eingeſoden ſind. ſich darauf einzurichten. Der Norßand.

Aus dem 6tadtlreis.
7

Halle 12. Oktober 1920.

Ein Wahnruf an die Veamten.
Unſerrm Parteiorgan in Frankfurt a. d. O. werden aus Be-

tmienkreiſen folgende beherzigenswerte Ae herzige e Ausführungen zur Ver
ver Beamten ſind Diener der Geſamtheit, nicht einer

Allen Beamten wird die Freiheit ihrer politiund die Vereiniqungsfreiheit gewährleiſtet r
d e Feichegeſetzlicher Beſtimmung beſondere Beamten

Hier iſt alſo ausdrücklich geſagt, daß ſich der Beamte politiſch
xetätigen darf. Wir geben wohl zu, daß der Beamte im Dienſt
unbedingt politiſch neutral zu ſein hat, aber außerhalb ſeines
Dienſtes kann er ſich politiſch beſätigen, wie er will. Die Vor-
reſetzten halten dem Beamten ſtets vor, er hat unbedingt politiſch
Lutral zu ſein, vergeſſen aber immer die beiden bedeutſamen

orte: „im Dienſt“. Natürlich mit Berechnung. Der denkfoule
Beamte bekommt es nun mit der Angſt zu tun und betätigt fich
iberhaupt nicht politiſch. Es iſt aber unbedingt erforder-
ich, r der Beamte politiſch intereſſiert

nd betätigt. Die letzten Wahlen haben gezeigt, daß un
ndlich viele Beamte ſozialiſtiſch gewählt. Nun ſollen ſie aber
tuch, den Mut haben. ſich offen zu der Partei zu bekennen,
velcher ſie ihre Stimme gegeben haben. Eine Gefahr irg ndwie
zemaßregelt zu werden beſteht nicht denn erſtens iſt uns das Koa-
itionsrecht und das Recht jg gegeben, daß wir uns politiſch be
ätigen können. Zweitens ſorgt ſchon unſere Partei dafür und
würde ganz energiſch gegen irgendwelche Maßregelung ihrer Mit
glieder Front wachen. Ynch durch die Zentrale für Beamten-
igitat'on der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands werden
vir vor Maßregelungen ge'chützt.

enn nun von ſeiten einiger höherer Vorgeſetzter immer da
)or gewarnt wird. keine Parteipolitik in die Beamtenſchaft hinein
utragen. ſo möchten w'r erwidern, daß es nicht die Untergebenen
ind, welche Parteipolititk r ſondern die Vorgeſetztenelbſt. Warum fragt denn eine anſtellende Behörde bei der Hriwat-
zehörde, e Verwaltungsſchule oder ſonſtigen Ver“rauensverſonen.
h ſich der Bewerbende politiſch betötigt und in welcher Richtung?
Man wird doch keinem ben machen wollen. daß jede volitiſche
Richtung damit gemeint iſt. Nein. die höheren reaktionären Be
twten wollen keinen „Sozi“, welcher für ſie noch immer als
Schwerverbrecher gilt. Hinweg mit ſolchen alten reakhionären
Beamten. ſie verhindern nur den Wiederaufftieg des ganzen deut
hen Polles ad

e Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlandsins durch die Revolution Vorteile und Errungenſchaften t
zracht, welche wir unter der alten monarchiſtiſchen Regierung in
em alten kapitaliſtſchen Klaſſenſtaat niemals bekommen
4ätten (höchſtens einen Piepmatz für Knopflochkranke) und welche
vir auſ zugeben niemals gewillt ſind. Wir haben für ſie gekämpft
nd kämpfen weiter. Sozialiſt ſein heißt kämpfen. Und daß in

dieſen Kampfe die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands bis
zer Sieger war, ſehen wir ja ſchon an dem Auſſtieg der ein
ze u Mitgliederzahl unſerer Partei, die heute weit über
1 Million beträgt. Und daß ſie weiter ſiegen wird, dafür
Kämpfen wir.

ie Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands hat für den
interen Und mittleren Beamten ſtets geſorgt und jetzt in ganz
erhöhtem Maße. Dieſes wollen aber die reaktionären Vorgeſe en
aicht. Sie wollen kein zufriedenes Beamtenkorp- haben, ſie wollen
ans wieder ſo nach und nach in den alten preußiſchen Drill ein
wängen, wir ſollen wieder ein willenloſes Werlzeug unſerer Vor
n werden. wieder unfrei werden, damit ſie mit uns machen
önnen, was ſie wollen.

Man braucht ja nur an die zu dencen, in welcher Weiſe die rechtsſtehenden Parteien uns diret ſabo

m

4. Jahrgang Nummer 240
tiert haben. Nur der Rot gehorchend und nur umer dex Bedin-

ng. eine endgültige Eingruppierung der Beamten noch in dieſem
Jahre vorzunehmen. hat die ſozialdemokratiſche Fraktion der Vor
lage vorläufig zugeſtimmt.

Man ſieht aus alledem. daß nur die Sozialdemo-
ekrati Pariei Deutſchlands die einzige Partei iſt. welcher
eamter anſchließen kann. Die Loſung der Beamten

muß ſein:
Hinein in die Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands,

dann auch werden wir das erſehen, was wir wollen und was wir
müſſen.

Die Waffenablieferung.
Bis jetzt ſind an Waffen abgeliefert worden: 28 Maſchinen

gewehre, 14 Ma chinenpiſtolen, 1773 Gewehre,. 706 Karabiner, 251
Armeerevolver, 573 Armeepiſtolen, 534 Handgranaten, 7 Gewehr
granaten, 3 Wurfgranaten, 2 Geſchütz-Richtvorrichtungen, 282
Maſchinengewehrſchlöſſer, 66 Maſchinengewehrläufe, 46 Maſchinen
gewehrzuführer. 1117 Gewehr-Schlöſſer, 201 Gewehrläufe, 136
Karabinerſchlöſſer, 68 Karabinerläufe, 7 Zünder, 955 Spreng-
kapſeln. 140 175 Handwaffenmunition, 6 Armeepiſtolenläufe, drei
Armeeviſtolengleitſchienen, 19 Klg. ſchußfertige Artilleriemunſtion.
Bei Annahme von Waffen und Munition wird weder nach Name
oder Legitimation des Ueberbringers noch nach Herkunft der Ge
genſtände gefragt. Für die Zeit vom 11. bis 20. Oktober ein-
ſchließlich werden die bisherigen Prämien noch in halber
Höhe gezahlt.

Kohlen Verſorgung.
Der Erlaß einer Verordnung durch den Reichskommiſſar für

die Kohlenverſorgung in Berlin über die Neuregelung des Land-
Penges im Bezirke der amtlichen Verteilungsſtelle für den Mit
teldeutſchen Braunkohlenbergbauin Halle ſteht
unmittelbar bevor. Das Jnkrafttreten der Verordnung am 1. No-
vember iſt ſeitens des Reichskohlenkommiſſars eine beſchloſſene
Tatſache. Die Verſorgungsbezirke des Mitteldeutſchen Braun-
kohlengebietes haben nach Kenntnis der Sachlage in letzter
Stunde verſucht ihre berechtigten Bedenken gegen dieſe Verord-
nung in mündlichen Verhandlungen mit der Amtlichen Kohlen-
verteilunesſtelle Halle und durch perſönliche Rückſprache bei dem
Reichskohlenkommiſſar zum Ausdruck zu bringen. Die Verord-
nung mit ihren ſcharfen, die Kohlenverſoroung allgemein treffen-
den Beſtimmungen abzuwenden, ihr Jnkrafttreten bis zum Beginn
des nächſten Heiziahres hinauszuſchieben. bzw. durch Abänderungs
vorſchläge die Beſtimmungen im allgemeinen Jntereſſe zu mil-
dern, haben die Vertreter der Verſorgungsbezirke mit allem Nach-
drucke zu erreichen verſucht umſonſt

Der Reichskohlenkommiſſar hält die Verordnung nach ſeiner
Anſicht für gut und deshalb wird ſie durchgeführt. Die Verſor-
gungsbezirke des Mitteldeutſchen Braunkohlengebietes haben jede
Verantwortung für die Folgen, die ſich mit Wahrſcheinlichkeit gus
der Verordnung infolge der Richtberückſichtigung der von den Ver-
tretern der Verſorgungsbezirke gemachten Vorſchläge um Anpaſ-
fung an die verſchiedenartigen Verhältniſſe in unſerem Gebiete
und aus der Entſtebung der Verordnung ohne vorherige Anhörung
der Verſorgungsbezirke, welche die in der Kohlenverſorgung ge
ſammelten Erfahrungen gern mit zur Verfügung geſtellt haben
würden, ergeben, einmütig abgelehnt.

Dieſe von den Verſorgungsbezirken eingenommene Haltung
iſt von dieſen dem Reichskohlenkommiſſariat und dem Reichs
wirtſchaftsminiſterium auf dem ſchnellſten Wege unterbreitet
worden. Die Verordnung liegt den Verſorgungsbezirken endgültig
ſormuliert augenblicklich noch nicht vor. Jhre Veröffentlichung
wird aber in den nächſten Tagen erfolgen.

Es iſt von Jntereſſe für die Jnhaber von Landabſatzſcheinen,
ſchon heute zu erfahren, daß die angekündigte Verordnung die
Gültigkeit der ſich in ihren Händen befindlichen Landabſatzſcheinen
über den 1. November 1920 hinaus ausſchließt. Den Jnhabern
von Landab'astzſcheinen wird deshalb nabegelegt, die Belieferung
bis zum genannten Termine mit den Werken bezw. mit den mit
der Anfuhr Beauftragten zu vereinbaren.

Vortrag mit Lichtbildern üſr „Brennſtofferſparnis im
Kaushbalt“.

Am Freitag, den 15. d. M, abends 8 e hält Herr Stadtrat
Ecker aus München im r um im Auftrage des
Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung einen Vortrag mit
Lichfbildern über die Frage der Brennſtofferſparnis im Haus-

brand. Der Vortragende verfügt auf dieſem Gebiete über reiche
Erfahrungen. Selbſt ein Mitglied der kommunalen Verwaltung
ſeiner Stadt hat er im vergangenen Jahr in den größeren Städ: en
Bayerns ähnli wirkt und hervorragende Erfolge gehabt, wiedies die vorbild ge Entwicklung des gemeindlichen Heizberatungs-

weſens in Bayern beweiſt.

r Das Bekleben der ſtädtiſchen Feuermelder
mit rbezetteln aller Art gibt in letzter Zeit wieder zu Klagen
Anlaß. Die Feuermelder ſind im Jntereſſe des allgemeinen Feuer
ſchutzes von größtem Wert, da nur durch ſie die ſchnellſte Herbei
rufung der Feuerwehr im Gefahrsfalle gewährleiſtet wird. Durch
den Unfug des Beklebens der Feuermelder wird ihre Betätigung
behindert bezw. verzögert. Es wird dies hierdurch zur allgemeinen
Kenntnis gebracht.

Die Monatsverſammlung der Ortegruppe Halle (S.) und
Bezirk des Bundes der Auslandsdeutſchen ad Sonntag, den
17. Oktober, vorm. 10 Uhr, im „Schultheiß“,
gliedskarten ſind mitzubringen.

Apollotheater. Die Winterſpielzeit unſeres jetzt ein
zigen Operettentheaters beginnt Sonnabend, den
16. Oktober, abends 75 Uhr. Es iſt Herrn Direktor Poller
engen, auch für dieſen Winter die von der vorigen Spielzeit
eſtens bekannte und allbeliebte Gaſtſpieldirektion

Walter Steinert mit einem erſtklaſſigen Enſemble zu ver
pflichten. Die Eröffnungsvorſtellung bringt die in Berlin mit
ſtärkſtem Erfolge über 200mal gegebene Schwankoperette „Di e
Dameim Frack von Pordes-Milo, Muſik von Walter Bromme.
Als Gäſte ſind die berühmte erſte Operettenſängerin Pig von
Mosßsburg und der in Film und Operette gleich vopulärg
Komiker Richard Senius vom „Theater am Rollendorfplatz
gewonnen worden. Von den übrigen erſten Kräften der Steinert-
ſchen Operette erwähnen wir die hier allſeitig beliebte erſte
Soubrette Fanny Köbe, die erſte Sängerin Elſe Jnera
und den erſten Tenor Kurt Diſſen, beide vom Operetten
theater“ Bremen, ferner Erna Salten, die bisherige erſte
Soubrette des Berliner „Wallnertheaters“, den erſten Buffo
Theo Lucas, bisher am „neuen Operettentheater“ Berlinden erſten Komiker Fran z enar vom „Operettentheater“
Kiel, die Komiker Gerhard Fuchs von Danzig, Robert
Luther von München (vom „Olfers-Enſemble“ beſtens bekannt)
und Theodor Schilling, den jugendlichen Komiker Ma z
Meinecke von Bajel uſw. Muſikaliſcher Leiter iſt der Kom
poniſt Max Bertuch, Harfe Margarete Sauer von
Chemnitz. Alles in allem ein ganz erſtklaſſiges Perſonal, von demman unter Steinerts trefflicher Leitung ſicher glänzende Leiſtunge
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erwarten kann. Der Chor beſteht aus 18 Mitgliedern. Au
mit dem Erwerb von Operetten neubeiten hat DirektoSteinert wieder eine äußerſt glückliche Hand gezeigt. Reg

„Dame im Frack“ kommt Gilberts „Frau im Hermelin“, dann
Jeſſels närriſche Liebe zur Aufführung. Dann folgen Götze
„Spitzenkönigin“, die luſtige „Scheidungsreiſe“, Gilberts „OnkeMuz“ (Uraufführung) und Bertuchs „goldige Tante“, die jetzt in
Chemnitz und Hannover ihre erſten Aufführungen erlebt. Alles
in allem ein reichbaltiges, abwechſelungsreiches Programm. Es
iſt wohl zu erwarten, daß unſere Hallenſer auch in dieſem Jahre
dem „Apollotbeater“ treu bleiben!

Stadttheater. Heute, Dienstag, abends 76 Uhr, gelangt
„Chriſta die Tante“ zur erſten Wiederholung. Mittwoch, abends
74 Uhr, geht das Drama „Und das Licht ſcheinet in der Finſter-
nis“ von Leo Tolſtoi in Szene. Donnerstag, abends 7 Uhr
„Tannhäu'er“. Freitag „Fra Diavolo“. Sonnabend „Als i
noch im Flügelkleide“. Sonntag nachmittag Volksvorſtellun
„Flachsmann als Erzieher“, abends „Die Entführung aus de
Serail“, Oper in drei Akten von Mozart.

Provinz und Umgegend

Miet- oder Wohnungsluxus-Steuern!

G. K., Zörbig.
Vor einiger Zeit ging eine kurze Notiz durch die Preſſe, daß

der Entwurf über eine Mietsſteuer bereits dem Reichsrat zur
Beſchlußfaſſung vorgelegt worden iſt, und zwar ſoll dieſe Steuer
dazu dienen, dem Reiche ſowie den Gemeinden Geldmittel zu ver
ſchaffen, um die dringende Wohnungsnot durch Neubauten zu
beſeitigen. Daß wir eine ſehr drückende Wohnungsnot haben,
ſteht wohl außer allen Zweifel, und daß das Reich dieſes Woh
nungselend kennen muß, darüber kann es wohl auch keine Mei
nungsverſchiedenheit mehr geben. Der Reichsregierung wiederum
fehlen die finanziellen Mitttel, um großzügige Baupolitik treiben
zu können. Der einzige Weg bleibt eben der, neue Steuerquellen
zu ſchaffen, um die erforderlichen Geldmittel bereitſtellen zu
können. Glaubt das Reichsarbeitsminiſterium, die Mietsſteuer iſt
der Weg, um aus den Erträgen die nötigen Geldmittel heraus-
zaubern zu können? Gewiß, es mögen große Summen dabei
herauskommen. denn der Entwurf ſieht eins 15prozentige Abgabe
der Friedensmiete vor, die reſtlos dem Reiche verfallen, während
die Gemeinden Zuſchläge bis zu 15 Prozent erbeben können. Wer
ind denn nun die Träger dieſer Steuer? Das Unſoziale dieſer

bgabe liegt auf der Hand. Das Reichsarbeitsminiſterium hat
ſt wahrſcheinlich darüber keine Gedanken gemacht, daß die wirt-chaftlich Schwachen, die Arbeiter- und Beamtenſchaft, der kleine
Mittelſtand uſw. von der neuen Abgabe am empfindlichſten ge

Ein himmliſches Veriehen.

Von Karlheinz Neuſchild.
(Nachdrück verboten.)

Linus Arndt. war der beſte und anſtändigſte Kerl von
I der Welt bis er ein Bein verlor. Von da an ging's bergab
mit ihm. Er wurde ein Säufer und Faulenzer, der den
ganzen Tag nichts tat als Kartenſpielen, fluchen und ſeine
Mitmenſchen ärgern.

K in Wunder alſo, daß Linus Arndt nach ſeinem Tode
zur Hölle fahren mußte. Da entſtand nun in der Höllen-
kanzlei und, in der Werkſtatt, wo die Sünder zu hölliſchen
Aſtralweſen umgearbeitet werden, ein eifriges Suchen und
ſchließlich eine allgemeine Aufregung, die bis in die Gemächer
des Teufels und ſeiner Großmutter übergriff.

Man telephonierte endlich I Himmel hinauf.
Auch dort große Aufregung und angeſtrengtes

Suchen dann aber klärte ſich die
Was war geſchehen,
Als Linus Arndt ſein Bein verlor, war er noch ein guter,

frommer Menſch und ſein totes Bein kam daher natürlich
einſtweilen in den Himmel, wo es verklärt, nummeriert und
in einem großen Regale für amputierte Glieder noch Lebender
aufbewahrt wurde bis zur Ankunft des übrigen Linus
Arndt. Der aber wurde inzwiſchen ein Böſewicht, und die
Himmelskanzlei ſtrich ihn in ihren Liſten und überwies die
Akten Arndt der Höllenkanzlei als nunmehr für das verlorene
Menſchenkind zuſtändiger Stelle. Niemand aber dachte bei
du Ueberweiſung an das ſchon im Himmel befindliche Teil
es Sünders.

Und nun war Linus Arndt in der Hölle und ſein
Vein im Himmel.

ngelegenheit.

Marxſtadt.
Der ruſſiſche Berichterſtatter des e Luciano
rini ſendet ſeinem Blatt eine Beſchreibung von „Marx-

ſtadt“, die auch unſere 75 intereſſieren dürfte. Richt jeder
mann weiß, daß es in Sowjetrußland eine Stadt gibt, die
Marxſtadt heißt, und zwar eine deutſche Stadt auf ruſſiſcher

rde. Dieſe. an der unteren Wolag. im früheren Gouverne

ment Saratow, gelegene Stadt entſtand aus einer deutſchen
Siedlung in der Zeit Katharinas II., die deutſche Ackerbauer
durch Gewährung von Grund und Boden und Kredit ins
Land zog. Der Grundſtock der Bevölkerung ſoll aus Pfälzern
gebildet worden ſein. Die Siedlung, die deutſche Sprache
und deutſches Weſen bis auf den heutigen Tag gehalten hat,
zählt heute im ganzen 600 000 Einwohner in 223 Gehöften
oder Dörfern. Das größte Zentrum iſt Marxſtadt, das vor
dem Kriege 18 000 Einwohner zählte, aber jetzt auf 30 000
angewachſen iſt, dank ſeiner Bedeutung als Mittelpunkt des
Weizenhand. ls der Gegend. Urſprünglich hieß die Stadt
Baronſk, dann, der Gründerin zu Ehren, Ekaterinenſtadt;
während des Krieges klang das zu deutſch und man kehrte zum
alten Namen zurück. Den Bolſchewiki klang der wieder zu
feudal und ſo wurde aus Baronſk Marxſtadt. Wie Magrini
erzählt, hätte man die Bronzeſtatue der Kaiſerin Katharina
mit großer Feierlichkeit in die Wolga geworfen.

Heute hat die deutſche Stadt nach dem italieniſchen
Gewährsmann, der übrigens ein ſehr geachteter und ernſt zu
nehmender Journaliſt ift eine nominelle Autonomie, die
fich in Wirklichkeit darauf beſchränkt, daß die deutſche Kolonie,
die früher zwei verſchied nen Gouvernements, Saratow und
Samara, angehörte, jetzt geeinigt iſt. Jm übrigen unterliegt
e den Requiſitionen der r Die in der Stadtſegne Soldaten ſind Ruſſen und verſtehen kein Deutſch.

Regiert wird der Ort von Vertretern der Zentralregierung
ven Moskau, die den Sowjet der Stadt und den der Siedlung
mit weitgehender Vollmacht gen Die Ortsſprache iſt die
deutſche, aber die Straßennamen und die aller öffentlichen
Inſtitutionen müſſen ſowohl in deutſcher als in ruſſiſcher
Sprache angebracht ſein.

Wie ſieht es nun mit der politiſchen Stellung der Ein
wohner dieſer nach Marx benannten Stadt aus? Dieſe poli-
tiſche Stellung gereicht der marxiſtiſchen Lehre mehr zur
Ehre als dem italieniſchen Journaliſten zum Bewußtſein
ekommen zu ſein ſcheint: die große Mehrheit der Einwohnerſind nämlich keineswegs Sozialiſten, d un ſie ſind Kleingrund-

beſier und haben die Jdeologie des Kleingrundbeſitzers, be
ſtätigen alſo die von Ja betonte Abhängigkeit der Geiſtes
richtung von den wirtſchaftlichen Exiſtenzbedingungen. Nach
den Angaben Magzrinis ſind nur 250 Kommuniſten in Marx-
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ſtadt, etwa 1000 in der ganzen Kolonie. Durch den treffe
lichen Weizenbod n iſt die Siedlung ſehr reich.

Die im Anſchluß an die Revolution erfolgte Aufteilung
der Ländereien ging ohne Gewalttat und Zerſtörung vor ſich.
Großgrundbeſitzer gab es nur wenige, und dieſe blieben teils
als techniſche Leiter in Funktion, teils begnügten ſie ſich mit
ſo viel Land, als ſie ſelbſa bearbeiten konnten. iel mehr
Unzufri denheit erregte die Requiſition des Weizens, bei der
es auch zu bewaffnetem Widerſtand und zum Erſchießen der
Widerſpenſtigen kam. Die Brotration iſt weit größer als in
den meiſten übrigen Teilen von Sowjetrußland. Sie beträgt
für die Selbſterzeuger 20 Pud (etwa 320 Kilogramm) im
Jahre, für die induſtriellen Schwerarbeiter 18 Kilogramm
Mehl für den Monat, 12 Kilogramm für die leichten Arbeiter,
zu denen auch die. Kopfarbeiter gerechnet werden, und 8 Kilo
gramm für die Handeltreibenden und die, die nicht arbeiten.
Die Bevölkerung iſt daher weſentlich weniger unterernährt
als in den Großſtädten. Trotzdem iſt di Produktion in den
Webereien und Maſchinenfabri'en bedeutend zurückgegangen

Die Landleute um Marxſtadt bewähren denſelben Egois-
mus, den ſie im Umkreis jeder anderen Stadt ſo konſequent
betätigen. Um der Requiſition zu entgehen, baurn ſie weni
ger Getreide und laſſen teils das Land als Weideland liegen,
teils pflanzen ſie Sonnenblumen, deren Ertrag nicht der Re
quiſition unterliegt. Die rieſigen Kornſpeicher, die in der
Nähe des Jmbarcadero an der Wolga prangen, erwieſen ſich
als leer.

Unterſuchungen über die Sänglingsſterblichkeit des Hoch
adels haben zu dem Ergebnis geführt, daß die Säuglings-
ſterbſichkeit dort nur etwa 7 Prozent beträgt. Würden im
Proletariat auch ſolche günſtigen Lebensverhältniſſe herr-
ſchen, dann würden alljährlich 200 000 proletariſche Säug-
linge nicht zugrunde gehen. So unterſcheidet ſich das Leben
des Proletariats von dem jener reaktionären Herren, die
um ihr ſorgloſes Daſein fürchten und deshalb ihre Macht
einſeitig ausüben möchten. Der Proletarier hätte kein Herz
in der Bruſt, wenn er bei ſolch jammervollem Proletarier-
daſein nicht Beſſerung Kampfe für den Sozialismus er
ſtrebte. Nur der Sozialismus, ihr Mütter, wird eure Kin-
der auf die Geſundheitshöhe bringen, wie ſie die reaklio-
näre Clique ſchon heute aufweiſt.
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offen werden. Was wäre die Folge davon? Diejenigen, die
Inter der heutigen Wirtſchaftslage am meiſten zu leiden haben,
würden ſich die Steuer abzuwälzen verſuchen. Man würde in den
ohnehin ſehr beengten Rüumen ſich noch mehr Einſchränkungen
tuferkegen; eine r des afgängerweſens und einweiteres Äbvermieten von Räumen w rde um ſich greifen, undwas dies wiederum für Folgen nach ſich zieht t erinnere nur

an die Volksſeuche Tuderknloſe genannt iK gar nicht abzu
t F. ietsſteuer wäre der Schrittmacher der Tuberkuloſe,

ieſer gefürchteten. undeimlichen Volkeſeuche. Dem Beſidenden
dagegen kommt es gar nicht darauf an, ob er die Mietsſtener
ahlt oder nicht, die Hauptſache für ihn iſt, daß ihm ſeine großen
äumlichkeiten ungeſchmälert verdleiden, dier liegt d

Pfeffer. Auf der einen Seite Wohnungsluxus und Ue uß, auf
der anderen Seite Wohnungselend und Rot. Dieſe Gegenſäte zu
überbrücken, auf der einen Seite zu nehmen und der an zu
zeben, könnte eine Wohnungsluxusſteuer bringen. Es ſteht außer
allem Zweifel, es gibt noch viele Menſchen im Deutſchen Reiche,
welche mehr als hinreichend mit Wohnräumen verſehen find. Man
denke nur an die Sommerwohnungen in den Bade- und Kurorten,
Winterwohnungen in den Großſtädten der Beſitenden uſw. und
man muß zu der Ueberzeugung kommen, hier muß der Hebel an
geſetzt werden, um erſtens die dringende Wohnungsnot zu be-
ſeitigen und zweitens, zahlungsfähige Steuerzabler zu finden um
die Mittel, die das m aufzubringen, und dies iſt die
Wohnungsluxusſteuer. r eben kein Empfinden für das d
aungselend hat, der ſoll ſeine Räume, die als entbehrlich be
trachtet werden Dre auch verſteuern, daß er ſich noch einmal
Kberlegt, ob er nicht einer wohnungsſuchenden Familie Unter
kunft gewährt. s Reich brauchte keine Mietsſteuer, um Zu
u für Reubauten zu gewähren die Wobdnunasluxusſteuer
würde dem vollauf Genilge leiſten. Ein Beiſpiel: Ein Millionär
beſigt eine 12-Zimmerwohnung. Seine Familie ſetzt ſich aus
s Perſonen zuſammen, ſo wären wohl 6 Simmer als ausreichend
zu betrachten. Die übrigen 6 Räume unterliegen der Wohnungs-
luxusſteuer. Das erſte Zimmer mit 100 Mark, das zweite mit
200 Mark, das dritte mit 300 Mark uſw., ſo würden am Schluß
des Jahres 2100 Mark Steuern zu entrichten ſein. Wir haben
aber noch im Deutſchen Reiche Wohnungen, die mehr als 20
Zimmer aufweiſen, und die Steuer erhöht ſich dementſprechend um
ein ganz Gewaltiges. Meines Erachtens nach würden die Ge
meinden in dieſer Richtung ſchon bahnbrechend geweſen ſein, wenn
nicht das preußiſche Kommunalabgabe-Geſetz von 1898 (8 28) be
ſtehen würde, das ſolche Steuer nicht geſtattet. Richtig wäre es
m. E., wenn das Reich die Wohnungsluxusſteuer einführt, denn
die Wohnungsnot iſt überall vorhanden und die Erträge können
dann da zuerſt Verwendung finden, wo die Rot am allergrößten
iſt. Dies wäre eine gerechte Verteilung der Laſten, die erforder-
lich ſind, die Mittel aufzubringen, um die Wohnungsnot durch
Reubauten zu beheben. Der Staat müßte dann ſelbſt als Bau
herr auftreten, um das privatkapitaliſtiſche Jntereſſe, den Woh
nungswucher uſw. auszuſchalten. Derjenige, der da meint, der
Privatbauherr baut, um der Wohnungsnot zu ſteuern, der irrt
wohl ein wenig. Es wird eben nur gebaut, um Geld zu verdienen.
Wie die Wohnung beſchaffen iſt, ob geſundheitlich einwandfrei
uſw., ſpielt da gar keine Rolle, möglichſt viel unterzubringen, da
mit der Geſamtmietzins ein hoher iſt, das ſind Geſichtspunkte,
von denen das Privatkapital geleitet wird. Es ließe ſich ja noch
vieles anführen, was beweiſen ſoll, daß die geſamte Wohnungs-
bautätigkeit ſtaatlich geleitet, finanziert und kontrolliert werden
muß, wenn wir überhaupt zu einer geſunden Wohnungsvpolitik
kommen wollen. Eins ſoll aber nicht unerwähnt bleiben, keine
g iaſernen, ſondern Wohnungen, in denen es ſich auch wohnen
Jäßt.

Deutſche Kinderhilfe.
Jn der Zeit vom 10. Oktober bis Ende Januar 1921 finden

im ganzen Reiche Volksverſammlungen für das notleidende Kind
ſtatt. (Deutſche Kinderhilfe.) Zur Durchführung der Sammlung
iſt vom Miniſterium des Jnnern Genehmigung erteilt worden.
Ein Landesausſchuß iſt in der Bildung begriffen. Die Gemeinden
und ulen des Landes und alle auf dem Gebiete der Kinder-
und Jugendfürſorge tätigen Vereine werden um Mithilfe ange
gangen. Vom Reinertrag verbleiben 80 Prozent in Sachſen: die
übrigen 20 Prozent fließen in einem bei der Zentrale in Berlin
u bildenden Ausgleichsfonds. Von den 80 Prozent ſoll die Hälfte
en örtlichen Pflegebezirken, denen nach dem Geſetz über die

Wohnungspflege Kinder und Jugendfürſorge obliegt, überwieſen
werden, die andere Hälfte dem Landesamt für Wohlfahrtspflege
zur ausgleichenden Unterſtützung. Die Geſchäftsſtelle befindet ſich
im Miniſterium des Jnnern in Dresden. Neukönigsufer 2.

Weißenfels. Das Wohnungsant vor dem Rich
terſtuh! des neugebackenen Bürger- und Hand-
werkerblockes. Der „edle* Herr Vorſitzende Mittelſtandsretter hatte nach dem „Schützen“ eine Proteſtverſammlung
mit Berückſichtigung der Hausbeſitzer einberufen, um gegen die
angeblichen Unehrlichkeiten der Beamten auf dem Wohnungs-
amte gegenüber den Mietsſuchenden Sturm zu Jaufen. Der
„edle“ Herr ſcheint vom Rotkoller befallen zu ſein, denn er kann
darüber gar nicht ruhig ſchlafen, daß nach dieſes Mannes Auf-
faſſung heute ſchon der Hausbeſitz ſozialiſiert wäre
weil dem Hauspaſcha Schranken auferlegt ſind, daß
er nicht machen kann, was er will. Die Beamten mißbrauchten
die GEeſetze. Er ſtelle ſeine Beobachtungen und Erfahrungen zur
Debatte. Es erhoben ſich nun ſcharfe Anklagen gegen das Woh
nungsamt. Man bezichtigte die Beamten der Lüge und der
Vergewaltigung und proteſtierte gegen die Zuſammen
ſetzung des Mietseinigungsamtes. Einige Handwerker-Haus-
Beſitz r hätten auf Anraten des Amtes in noch nicht geregelten
Streitfällen, im Hauſe des Nachbarn die Türen geöffnet und ſo
dem Amte Vorſchub zu unlauterem Handel gegeben. Die Haus-
beſitzer müſſen ebenfalls mit Gewalt dem Wohnungsamte ant-
worten. Der Vorſitzende des Hausb-ſitzervereins war auch er
ſchienen und gab ſeiner Verwunderung Ausdruck, daß der Haus
beſitzerverein von dieſer Verſammlung nicht in Kenntnis geſetzt
ſei. Man mache etwas über dieſe Köpfe hinweg. Der Bürger
und Handworkerblock verſuchte ſich intereſſant zu machen als
Außenſeiter. Dieſes zu verfechten ſei Sache der Zentralſtelle
der Hausbeſitzervereine, um gegen die unbotmäßige Haltung des
Wohnungsamtes vorzugehen. Man müſſe doch enken.,
Wohnungen knapp ſein, die Verwaltung des Amtes ſeiunter den jetzigen traurigen Verhältniſſen ſehr ſchwierig. Allen
Menſchen recht zu tun iſt eine Kunſt, die niemand kann. Gewiß
müſſe gegen Willkür vorgegangen werden, aber hier handle es
ſich doch um Geſetze, und die Beamten ſeien verpflichtet, nach
ihnen verfahren. Es müſſe ein wirkliches Einvernehmen zwi-
ſchen Wohnungs und Mietseinigungsamt mit den Hausbeſitzern
r W weiteren ſehr erregten Angriffen auf das

We und Mietseinigungsamt wurde unter großem Bei-
fall be'chloſſen, folgende Entſchließung an den Magiſtrat zu ſenden:

„Die heute im Hotel „Schützen“ tagende ſtark beſuchte Ver
ſammlung der Hausbeſitzer von Weißenfels und Umgebung bean-
tragt, den Mag ſtrat von Weißenfels zu erſuchen, das Wohnungs-
und Mietseinigungsamt mit anderen als den bisherigen Be-
amten, von denen eine gerechtere die Jntereſſen der Hausbeſitzer
mehr beachtende Behandlung aller Fragen erwartet werden kann.
zu erſetzen. Mittelſtands-, Bürger- und Handwerkerblock, ſowie

sbeſitzerverein Weißenfels.“
Auch wir ſind der Meinung, daß der Magiſtrat gründlich die

Beſchuldigung dieſes Beamten unerſucht, wieweit dies alles auf
Wahrheit beruht. Vielleicht wählt man dieſe „edlen“ Herren als
Je lter des Wohnungs- und Mietseinigungsamtes, und

ohnungsnot wäre gelöſt. Als Sozialiſtentöter muß man
auch dieſe ſoziale Fragen ſpielend leicht löſen können. a. d.

Weißenfels Von der Ortskrankenkaſſe. Die Mit
glnederzahl der Kaſſe beträgt am 1. Oktober 10 199 (Vormonat
10 056). Erwerbsunfähig krank ſind 128 männliche Mitglieder
2,55 Proz. (134 2.78 Proz.), 202 weibliche Mitglieder 3,90
Prozent (222 4,36 Proz. zuſammen 330 3,24 Proz. (3,56

3,45 Proz.). Die Zahl der Wöchnerinnen beträgt 64 (75). Die
Durchſchnittszahlen im Bezirke der Landesverſicherungsanſtalt

Sachſen Anhalt de bei 46 Kl mäüchen Pro e. r. 9Progzen g.Zörbig. Waffenabgabe. Die hier in den Händen der
Stadtverwaltung liegende Waffenabgabe hat bisher recht ge
u Ertrag zu n Man ſpricht von 6 Gewehren,1 Armeepiſtole und Munition. Dieſe Tatſache rückt in ein recht
eigenartiges Licht, wenn man bedenkt, we Verfahren der
hieſige Magiſtrat bei der Waffenabgabe beliebt. Richt nur, daß
von einer Unbrauchharmachung der Waffen vor den Augen des
Abliefernden keine Rede iſt, ſondern es wird auch recht ſorgſam
nach Namen und Wohnung des Ablieferers gefragt und beides
vor deſſen Augen notiert. Da fragt man ſich, iſt's dloßer Büro
kratismus r angeborener Ordnungsſinn des betr.
Beamten oder ſteckt ein kieferer Sinn dahinter? Die amtlicher
eits gegebene Erklärung, der Beamte, der keine Kenntnis der

ilitärwaffen be äße, müſſe ſich durch die Notizen decken, damiter etwa irrtümlich angenommene, nicht ablieferungsvflichtige
Waffen an die Auflieferer zurſickgeben könne, kann wohl nicht
ganz befriedigen nd ſollten ſich wirklich in den Händen der
umliegenden feudalen „Herren“ keinerlei Waffenvorräte befinden

Zörbig. Mitagliederſammlung. Jn der letzten
ordentlichen Mitgliederverſammlung der hieſigen Ortsgruppve
wurde zunä von dem eingegangenen Schreiben der Unterbe-
zirksleilung Kenntnis genommen. Zu dem Punkt betr. Bildung
von Arbeitsgruppen konnte noch nicht Stellung genommen werden,
da erſt noch in der nächſten Vorſtandsſitzung darüber nähere An
ordnungen getroffen werden ſollen. iterhin kam W Sprache,
daß bei der hieſigen Waffenablieferungsſtelle nach dem Ramen
gefragt worden ſei und die Namen der Abliefernden aufgeſchrieben
wurden. Es wurden daher die Gen. Rennbügel und Schröter
beauftragt, die Sache klar zu ſtellen. Der a Punkt be
bandelte unſere Vortragsabende, die jetzt auf Vorſchlag des Vor
ſitzenden am Dienstog, den 12. d. Mts., beginnen werden. Als
erſter Referent wird Een. Schröter über „vHeinrich Heine,
Frankreich und Deutſchland' ſprechen. Die Genoſſen werden auch
noch hier daran erinnert, pünktlich und vollzählig zu erſcheinen.

ſte können durch Mitglieder eingeführt werden. Es iſt weiter
in vorgeſehen, in zwangloſer Reihenfolge dieſe Vorträge zu

wiederholen. Herr Rodeker, ein unſerer Bewegung ſehr nahe
ſtehender Herr, hat ſich erboten, demnächſt ein Referat über
Sternkunde zu halten. Dem Herrn ſteht ein großes Fernrohr zur
Verfügung, ſo daß auch dort ein genußreicher Abend zu erwarten
iſt. Des weiteren wird Gen. Rennbügel über „Die Frau und
der Soziglisngs“ ſprechen. Dieſe Vorträge werden ſich den
ganzen Winter hindurch ziehen, ſo daß für die hieſigen Partei
genoſſen für geiſtige Nahrung genügend Sorge getragen wird.
Mit Befriedigung wurde dann vom Gen. Schröter Kenntnis
genommen. daß unſer Zeitungsweſen am Orte prächtig funkioniert.
Die Volksſtimme bekommt jetzt jeder Leſer am Erſcheinungstage
zugeſtellt und es wurde feſtgeſtellt, daß ſich die Leſerzahl am
hieſigen Orte erfreulicherweiſe ſtändig vermehrt. Pflicht eines
jeden Genoſſen und Parteifreundes iſt es, am Monatsſchluß mit
einem neuen Leſer aufzuwarten.

Löbnitz a. Linde. Rückſtändige Genoſſenſchaftler
ſind zweifellos die Befürworter der Cigengnlagen zur Erzeugung
von elektriſchem Licht für unſere kleine Gemeinde und die Ab-
lehner des Anſchluſſes an die Uerberlandzentrale. Der äußere
Grund ein höchſt kureſichtiger iſt der, daß die Anſchlußkoſten
einige 10 000 Mark höher als die Koſten der Eigenanlage ſind.
Die eigentlichen Abſichten dogegen ſind wohl die höchſt eigen
nutziger Art der hieſigen Bauern. Die Folgen eines ſolchen un
klugen Unternehmens haben ſich ſchnell eingeſtellt und eröffnen
den Genoſſenſchaftlern, welche für ihre 150 Mark Anteile und
der Haftpflicht in doppelter Söhe doch nur die alleinigen Be
zieher von elektriſchem Licht ſind. eine wenig ausſichtsreiche
Bilanz. Hat doch ſchon der erſte Verſuch ergeben, daß die Kilo
wattſtunde mit 7 Mark t Aufrechterhaltung des Unternehmens,
das noch dazu nur im Winterhalbjahr Licht ſpendet, nicht reicht.
Die Ueberlandzentrale würde dagegen das Licht zum halben
Preiſe und Kraft noch weſentlich niedriger das ganze Jahr hin-
durch liefern. Eigenproduktion iſt gut, aber nicht in dem Sinne,
daß jeder Bauer ſeine eigene Windmühle und jedes Dorf ein
eigenes Elektrizitätswerk baut.

Die AckerLöbnitz a. d. Linde. Anſoziale Zuſtände.
war der hauptfächl'ichſte Beratungspunkt der am

Sonnabend hier tagenden Mitgliederverſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins. Kamen doch am Sonntag, den 10. Okto
ber, 21 Morgen Schulacker zur Verpachtung. Bisher hatten hie-
ſige Meiſter die Nutznießung dieſes Ackers für nicht mehr ganz

Pachtpreis. Eine Anzahl unſerer Mitglieder kamen
shalb, weil eine Vereinbarung mit dieſen Mittelſtändlern nicht

zu erreichen war, zu dem Schluſſe, ſich gleichfalls zu der Neu-
verpachtung So ſtellten ſich nun Sonntag i
eine große Zahl Jntereſſenten aus Arbeiterkreiſen, Meiſtern u
auch einige Bauern ein. Um die Arbeiter von der Bewerbung
zurückzuſchrecken, ſpielte man etwas Komödie auf. Regiſſeur war
anſcheinend der Herr Paſtor, der als Vorſitzender des Schulvor-
ſtandes es dennoch verſchmähte, ſich zu der öffentlich anberaumten
Verpachtung einzufinden und deshalb mit der Schauſpielerei den
Herrn Lehrer beauftragt hatte. Dieſer gab die Pach bedingungen
bekannt, u. a., daß Deputatbezieher und Jnhaber von über zweiMorgen als Pächter ausſcheiden. Ferner teilte er mit, daß über
den Zuſchlag nachträglich der Schulvorſtand in einer Sitzung ent
ſcheiden würde. Die anweſenden Schulvorſtands mitglieder kün
dig'en die Ablehnung des Zuſchlages an, weil ſie die Verpachtung
nicht als ordnungsmäßig anſähen. Der abſichtlich ferngebliebene
Herr Paſtor müßte die Verpachtung leiten. Der Herr Lehrer
wollte es anſcheinend mit keinem verderben und ließ ſich trotz der
auch von ihm ſcheinbar nicht erwartenden Zuſtimmung zur Vor-
nahme der Amt sge'chäfte drängen. Die Verpachtung erfolgte e wa
morgenweiſe auf ſechs Jahre ab 1921. weil die jetzigen Jnhabernoch ein Jahr ernten dürfen, und ergab den fünf- bis ſechsfachen
gegenwärtigen Pachtpreis. Die bisherigen Pächter ſchieden bisef drei aus. Anſcheinend war ihnen die Nutznießung bei dem
künftigen Pachtpreis nicht mehr ausſichtsreich genug. Auch uns
erſcheint dieſe Preistreiberei von 60 auf 300 Mk. Pacht und mehr
für den Morgen zumindeſt unverſtändlich und bei einer vernünf-
tigen Gemeindepolitik auch vermeidbar. Haben doch in unſerer
kleinen Gemeinde einige Bauern Koch 154 Morgen Kirchen und
Schulland als Pächter im Beſitz. Es könnten alſo recht gut bei
vernünftiger Verſtändigung die Handwerker und Gewerbetreiben-
den wie auch die Arbeiter ihr Stückchen Acker haben. Aber wer
nichts beſitzt, dem gönnte man auch das Wenige nicht.

Köthen. Ein Eiſenbahnräuber feſt genommen.
Hier wurden Eiſenbahnräuber vom Güterbahnhof verſcheucht, die
aus einem Wagen für etwa 2000 Mark Fiſchkonſerven geſtohlen
hatten. Jnfolge“ der Dunkelheit war eine Verfolgung der Täter
leider erfolglos. Jn den Feldern der Amgegend fand man ver-
chiedene Fiſchkonſerven verſteckt und wartete nun darauf. daß die
äter ſie Fch abholen würden. Am Dienstag abend gelang es,

einen der Täter zu erwiſchen, der im Begriff ſtand, die geſtohlenen
Güter vom Felde zu tragen; auch den übrigen Dieben iſt man
jetzt auf der Spur.

Bockwitz. Benützt die Bibliothek! Das Gewerk
ſchaftskartell gibt bekannt, daß vom opptag den 17. Oktober ab
die Bücherausgabe der Ortsbibliothek olkshauſe ſtaltfindet
und zwar zu der bekannten Zeit.

Mückenberg. Kriegsbeſchädigtel Der nn n e n de chneſhen Gaſcrliheſt von
itas, b. in15 Ahr ſtatt.
m Mitgliederverſammlung der S.P. D. am Donnerstag, den 7. d. M., abgehalten Monate

ſammlung nahm einen ſehr anregenden Verlauf. Gen. Trole
wies auf die am 24. Oktober in der Georgenbrauerei ſtattfindende
Unterbezirlslonferenz hin, in der Gen. Waentig über den
Parteitag referieren wird. Bei der Beſprechung zwecks Bildung
von Arbeitsausſchüſſen für die zukünftigen Wahlen wurde be-
ſchloſſen, nochmals die Abhaltung eines Rednerkurſus beim Be

Sprech

von

irt zu vegn en ofort reI Litkahneeä Vrilnr. a e als bis
r geſchenkt werden. Gen. Ge bauer wu zum Bericht

erſtaſter gewählt. Als Vereinslokat wurde die Georgerbrauerei
Grün d 5 einen äußerſibeſtimmt. Ge rintereſſanten Sus ber die Urſachen, ndung grüner

Polizei nach Sangerhauſen W rt haben. Es wurden in dernoſpraqhe über die im „Volksblatt“ erſchienenen, im gemein.
en Ton gehaltenen Artikel geſprochen und feſtgeſtellt, daß das
Volkoblatt“ auf ſolche Berichterſtatter ſchon der „Bildung“ wegen
z ſein kann.

Weimar. Schwere Mordtat. Sonnabend nachmittag
degen 4 Uhr wurde in der Villa des Admirals Scheer eine
re Mordtat verübt. Jm Kohlenkeller der Villa wurde zu
n on das Dienſtmädchen des Admirals tot aufgefunden. Jm
Vorkeller lag die Gemahlin des Admirals tödlich durch einen
Kopfſchuß verletzt und vor der Korridortür die 18jährige Tochter
des mirals durch einen Bruſtſchuß ebenfalls ſehr ſchwer ver-
letzt. Admiral Scheer befand ſich in einem Zimmer des oberen
Stockwerks der Villa. Jn einem Nebenkeller lag der Mörder,
der Maler Karl Büchner, der durch einen Schuß in den Kopf ſich
elbſt entleibt hatte. Als die Schüſſe fielen, floh ein zweiter

ann aus der Villa, dem man auf der Spur iſt. Der im Keller
aufgefundene Mörder war für die Tat gut ausgerüſtet. Er hatte
das Geſicht mit Tüchern umwickelt, in der Taſche ein Raſiermeſſer
und weißen Pfeffer. Es iſt noch nicht ermittelt, ob es ſich um
einen Raubmord handelt, da in der Villa ſelbſt nichts ge-
ſtohlen We

W. mar, 11. Oktober. der Mordtat in der Villa des
Admirals Scheer wird noch berichtet, daß Frau Scheer bereits
auf dem Transport nach dem Sophienkrankenhaus ihren ſchwe-
ren Verletzungen erlegen iſt. Die Tochter des Admirals Scheer
hofft man tros ihrer ſehr ſchweren Verletzung am Leben zu er-
halten. Rach dem bisherigen Ergebnis der Unterſuchung ſcheint
es feſtzuſtehen, daß der Mörder Büchner urſprünglich nur einen
Raub geplant hat. Büchner, der durch eine Verſchüttung im
Kriege ſich ein ſehr ſchweres Rervenleiden zugezogen hatte, war
völlig mittellos und iſt jedenfalls durch ſeine Rotlage zu dem
Diebſtahlsverſuch veränlaßt worden. Er hatte ſich in den Keller
eingeſchlichen und war dort auf das Dienſtmädchen geſtoßen,
das er niederſcheß. Als der Frau eer die lange Abweſendheit
des Dienſtmädchens auffiel, begab ſie ſich ebenfalls in den Keller
und wurde gleichfalls von dem Einbrecher niedergeſchoſſen. Ebenſo
iſt es etwas ſpäter Fräulein Scheer, als ſie nach ihrer Mutter
ſehen wollte, dem Mörder zum Opfer gefallen. Jn dem Be-
ſitze des Mörders, der als ein leicht erregbarer und nervöſer
Menſch geſchildert wird, befanden ſie nur wenige Pfoennige.
Vor kurzem hatte Büchner ſich den Syndikaliſten angeſchloſſen,
wodurch vielfach die Vermutung aufgetgqucht iſt. es könnte ſich
doch um ein volitiſches Verbrechen handeln. Dieſe Auffaſſung
wird jedoch von der Polizei nicht geteilt. Die zweite Perſon.
die kurz nach der Mordtat das Haus verlaſſen hat, iſt noch nicht
mit Sicherheit feſtgeſtellt. Es ſcheint ſich um den Admi-
ral Scheer ſelbſt zu handeln, der den Arzt holen
wollte. Die Beerdigung der Opfer der Mordtat findet Diens
tag, nachmittag 65 Uhr, ſtatt.

Berlin. Millionendiebſtahl von Stemvel-marken. Wie eine Korreſpondenz meldet, ſind auf dem Haupt-
zollamt in Charlottenburg von Einbrechern Stempelmarken und
Stempelbogen im Geſamtwerte von einer Million Mark geſtohlen
worden. Die Diebe, die ſich gewaltſam Eingang in die Räumen
verſchafft haben. ſprengten mit Brechwerkzeugen die Schränke und
Pulte und nahmen daraus alle vreußiſchen Stempelmarken,
während ſie die deutſchen unberührt liegen ließen. Neben den
Stempelmarken und Stempelbogen nahmen ſie auch Reiſepak-
formulare mit eingedrucktem Stemvrel über drei Mark mit.

Paris, 11. Okt. Hoch waſſerkataſtrophe in Süd-
frankre ich. Der ununterbrochen niedergehende Regen der bei
den letzten Tage hat in Südfrankreich große Ueberſchwemmungen
verurſacht, die in Gärten und Feldern bedeutenden Schaden an
gerichtet haben. Die Garronne und ihre Nebenflüſſe ſind über die
Ufer getreten. Die in ihren Häuſern gefährdeten Bewohner flüch-
teten in das Gebirge. Millau mußte teilweiſe geräumt werden
Jn Aloi ſind drei Gebäude eingeſtürzt. Zwei Frauen ſind dabei
ums Leben gekommen, mehrere Bewohner werden ihn Die
Lot ſteigt andauernd. Jn Correze und Aveyron ſind liche
Ueberſchwemmungen zu befürchten.

Velniſhtes.

Eine dadaiſtiſche Veerdigung.
Dem „Vorwärts“ entnehmen wir:
„Steglitzer Anzeiger“ vom 29. September, Anzeigenteil, Todes-

anzeige: „Herrlicher Sonnen ag vor Bethanien und blauer Him-
mel. Jch habe meinem toten Weib die Stirn geküßt. Sie iſt
heute nachmittag ein Viertel nach 2 Uhr eingeſchlafen. Der Tod
iſt ein Märchen für Kinder, aber er ſchafft vine dadaiſtiſche Tat
ſache. Steglitz. Birkbuſchſtraße 12. Der Oberdada. Wir dan-
ken unſerer Mutter. Sie hat Arbeit und Mühe getragen wie
keine zweite Frau auf Erden. Hans, Thea, Berta, Fritz Baader.

„Seeglitzer Anzeiger“, Notiz am nächſten Tag im lokalen
Teil: „Dadaismus und Tod“: Der Oberdada ſchreibt uns: Zu-
nächſt haben Sie meinem Sohn Theo groß Unrecht getan, inden
Sie ihn bei der geſtrigen Todesanzeige in ein Mädchen verwan-
delten. Er hat zwar die Mädchen gern, hält aber trotzdem einen
Geſchlechtswechſel nicht für notwendig. Er will alſo weiter Theo
und nicht Theg heißen Der Oberdada iſt klug, er teilt in
dieſer Berichtigung“ gleich weiter mit: Die Beerdigung der Ver
ſtorbenen finde: am Sonnabend, den 2. Oktober, nachmittags 3 Uhr.
auf dem Steglitzer Friedhof ſtatt. Die Koſten der Beerdigung
trägt die Gemeinde Steglitz. Ein Geiſtlicher wird am Grabe nur
ſprechen. wenn er aus freien Stücken von ſelbſt kommt. Sonſt
wird der Oberdada allein ausführen, was eine dadaiſtiſche Tat
ache v warum am Grabe am allerwenigſten Grund zur
rauer iſt.“

Am Sonnabend iſt halb Steglitz auf den Beinen. Der Ober-
dada hat ſeiner Frau ein gewaltiges Leichenbegängnis geſichert
Ein Pfarrer iſt nicht erſchienen: Der Oberdada hält eine monitiſche
Predigt. Jntercſſant wird ſie dem Publikum erſt, als der Ober
dada pathetiſch auf die Menge zeigt und die Worte ſpricht: Da
da da da iſt Leben! Das Wort Dadaismus iſt mir

endleg renn die Dadaiſten alle ſo eifrige und kluge Agitatoren ſind.
durch zwei Annoncen und eine „Berichtigung“ Tauſende auf die
Beine hringen wie lange noch und ganz Deutſchland wird wach
e und durch und durch die langgewünſchte „dadaiſtiſche

atſache“ ſein.

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zeile
20 Pfg. Unter Vereinsanzeiger ſollen alle Veröffentlichungen aus dem

Vereins 'eben, auch Todesanzeigen, gebracht werden.

e n

Gräfentainichen. Am Dienstag, den 12. Oktober, abends pünkt
lich 8 Uhr, ſindet im Schützenhaus“ eine öſſent

liche Verſammlung ſtatt. en, Veilſchmidit-Haue, 1. Bevoll
mächtigter des Erſenbahner-Berbandes, ſpricht über „Wirt'chaftliche
Fragen und Betriebsräte“. Genoſſen und Genoſſinnen erſcheint zu
S h ehtmtereſfanten Verſammlung in Maſſen! Sorgt für ſtarken
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arbeitsloſe Männer.

Unſere Fkünentomerem.
Kaſſel, den 9. Oktober.Rach Eintritt in die e das Wort zu ihrem

über „die kalien tſator ſche Wirifamkeit der Frau

in h n zu Röhl-Köln:mpften mit nnern gleichzeitig auf demder der ſozialdemokratiſchen ab. du
Verhältnis darf nicht dazu führen, daß die Eigenart der Frauen
bewegung vernachlä e wird oder erlahmt. ir brauchen mehrrauen, ſich inner t Partei und der Organ ſation e
etzen. (Sehr wahr ie ſozialdemokratiſche Frauenbewegun
ſt aus der Männerbewegung herausgewachſen. Roch ſtehen zahl

loſe Männer auf den tandpunkt: Wenn meine
Frau iſt und ich bin Sozialdemokrat,

und Sehr wahr!) Das Bewußt
ſo 4r5 muß bei denwerden, ſchon um in die proletariſchen Haushaltungen eineanderen eben u bringen. Die in der v ſaligen
I leiſten Ungeheures an Arbeit und Selkſtauſopferung.
die finden leider bei den Männern, in deren Kreis nach der be

rühmten Formel: halt eine Genoſſin“ ſitzen ſoll, noch keinnügendes Verſtändnis, s fehlt an Parteiſekretärinnen, ſelbſt
wo es ſolche ſchon vor dem Kriege gab. Es fehlt an der Ein

cht, daß auch, nachdem die Frauen das Wahtrecht haben, die
ſich nicht von ſelbſt entwickelt. Die Mitarbeit

r Frau im Reiche und in den Ländern iſt trog der formellen
Glei errang gering, wie ſich aus der Mandatszahl ergibt.
Die Sozialdemokrgtiſche Partei als führende Vertreterin der
Gleichberechtigung follte auch Frauen an den Spitzen der Wahl-
liſten haben. (Sehr gut!) Auf der anderen Seite ſollen die ge
wählten Frauen au qualitativ alles mitbringen, was für die
Ausbreitung des ſozialiſtiſchen Gedankens notwendig iſt. Wir
lehnen es ab, nur deshalb berückſichtigt x werden, weil wir

ie Frau meine
r genügt das völlig.

ein von der Rotwendig-
ännern noch ſehr ge

Frauen ſind. (Sehr richtig!) Wir ſtehen ſelbſt dafür ein, daß
an die rauen nur nach Maßgabe der Qualität ausgewählt
werden. Die Mitarbeit der Fran in der Gemeinde muß eben-
falls durch Zuſammenarbeit in großen Bezirken befruchtet wer
den. Sie bedeutet auch erhöhte Mitarbeit in der Wohlfahrts
les Wir haben den Gebanken der ſozialiſtiſchen Verpflich
ung in der Gemeinde zu propagieren. Die bürgerliche Frauen

benegung darf von uns nicht länger als bloße Betätigung eines
Spieltriebe als Sport angeſehen werden. Allein im Bund
deu ſcher Frauenvereine ſind 883 000 Frauen organiſiert. Nament-
lich die Angehörigen der gelernten Fraucnberufe ſtehen noch ganz
überwiegend im bürgerlichen Lager, obwohl ſie vielf wirtDie ſozialdemokratiſche m

bewegung muß wirklich führend werden, zuerſt geiſtig und dann
praktiſch mit dem Willen zur befreienden Tat. (Lebhafter Beif.)

Das zweite Referat über die politiſche Tätigkeit der Frau
in der Sozialdemokratie erſtattet Toni Pfülf München

Der Eintritt der Frau in die Politik ſoll nicht bloß die Zahl
der abgegebenen Stimmen verm hren, ſondern ihren Jnhalt und
Geiſt wandeln, a s e anzubahnen beginnt. Zunöchſt
hat dieſe politiſche Gleichberechtigung das Perſönlichkeitsbewuſy
ſein der A7 gehoben und damit die erſte Vorbedingung für ihre
individuelle We iterentwicklung geſchaffen. Gerade darum ſind alle
bürgerlichen Parteien, konſervative wie demokratiſche innerlich

ner der Frauenrechte geweſen und ſind es auch heute noch.
(Sehr wahr Die ſozialdemokratiſchen Männer ſind theoretiſch
immer für die Freiheit der Entwicklung der Frauen eingetreten
aber im tiefſten Herzen hängen doch noch viele an dem alten
errſchaftsmonopol des innes in Staat und Familie. (Viel-
S re Wir dürfen jedoch d Männern keine Vor

würfe mehr machen, nachdem wir das Werkzeug der Befreiun
ſelbſt in der Hand haben. Wie die Befreiung der Arbeiterklaſſe
nur das Werk der t ſein kann ß die Befreiung der

rau nur das Werk der Frau ſt (Lebhafter Veifall.) Trotz
m lehnen wir eine eigene politiſche Frauenpartei ab. Herrſchtdoch unter den a verſchiedener itangaurn n nicht ein-
l die für eine ſo Partei unerläßliche ſhle sſolidarität.
eine a olleginnen, die Volksſchullehrerinnen, haben

auf ihrem 20. Verbands in Kaſſel die uneheliche Mutter als
Erzieherin abgelehnt, weil dieſe ein Vorbild der Siite und Selbſt

t ſein müſſe. (Hört! hört') Ebenſo haben die Poſt und
egraphenbeamtinnen in Hamburg 1920 mit 229 gegen

1 Stimme beſchloſſen, die uneheliche Mutterſchaft grundſätzlich
für einen Makel zu erach!en, der mit der Beamtenſtellung unver-
einbar iſt. (Bewegung und Zuruf: Selbſtbeſchmutzung!) Selbſt
der Verband der Hebammen hat durchgeſest, daß in die Heb
ammen'chule nicht aufgenommen werden darf, wer unehelich ge-
boren hat. (Große Heiterkeit.) Kann man mit dieſen Leuten
eine bilden? (Stürmiſches Nein!) Nein!) Die
W mokratiſchen Frauen können die Frauenziele alle inner-
halb der Partei zum Durchbruch bringen. (Sehr wahrl) Was
iſt nun in dieſer Richtung von den wenigen Genoſſinnen ge-
ſchehen, die in den deutſchen Parlamenten gearbeitet haben?
Die den Frauen weit entgegengehenden Beſtimmungen der Ver-
faſſung ſind noch nicht ſelbſt Geſetz, ſondern nur Richtlinien für
die künftige Geſetzgebung. Am ſo ſchärfer empfinden wir denGegenſatz zwiſchen de gverſeſin und Bürgerlichom Geſetzbuch.
Was dort ſteht, iſt nicht der Ausdruck ewiger Sittengeſetze, ſon
dern der Niederſchlag der pol'tiſchen Machtverhältniſſe um die
Wende des Jahrhunderts. (Sehr wahr!) Wir fordern für die
baldige Reviſion des Bürgerlichen Geſetzbuches in der Ehe durch
weg den Grundſatz der Gleichberech. igung, im Ehegüterrecht die
Gütertrennung. Das uneheliche Kind muß dem Vater verwandt
und durch ihn finanziell weitgehend We werden. Das
verlangen wir freilich nicht mit der Begründung des Herrn Prof.
Gruber: man muß alle Hemmungen gegen uneheliche Kinder
chaffoen, weil ſie zur ſittlichen Gemeinheit der Mutter oft die hoſe
ntelligenz des verlockten Vaters erben. (Stürmiſches Gelächter

und Pfuirufe.) Die Drohungen des Strafrechts wollen wir in
weitem Umfange durch Sozialhygiene erſetzen. Mutterſchutz,
Wohnungsreform, Bodenreformen. Siedlungsreformen ſind für
die Bevölkerungsvermehrung wichtiger als das Strafgeſetzbuch.
Roch ſind die deutſchen Frausn nicht ſo degeneriert. daß ſie keine
Kinder zur Welt bringen wollen, wenn für dieſe Kinder richtige
Lebens bedingungen geſchaffen ſind. Das Men'chenleLen hat für
uns einen unbedingten Wert. Man darf nicht am Leben des ein
zelnen ſtrafen, was die Geſellſchaft an ihm verbrochen hat. (Leb-
hafter Beifall.) Fort mit der Todesſtrafe, fort mit der Prügel-
ſtrafe in Familie und Schule, wir wollen freie Menſchen erziehen.
die ſich von Verantwortlichkeitsgefühl und nicht von der Furcht
leiten laſſ. n. Vom Neubau des Verſicherungsweſens nur das
eine: Arbeitsloſe Frauen müſſen das gleiche bekbmmen wie

Wenn man ſchon die Arbeit des Mannes
als beſonders qualifiziert anſteht, ſo glauben wir deshalb noch
nicht, warum auch das Nichtarbeiten des Mannes eine beſonders
qualifizierte Leiſtung ſein ſoll. (Große Heiterkeit.) Jm übrigen
aber richten wir den ernſten Appell an alle Genoſſen den gleichen
Lohn für gleiche Arbeit endl' ch Wirklichkeit werden zu laſſen.
Sehr gut!) Soweit über unſere nächſten politiſchen Aufgaben.
Aber die politiſche Arbeit der Frauen beſchränkt ſich nicht auf die
wenigen Punkte, ſondern greift in alle Fragen des öffentlichen
Lebens mit allen ihren Tiefen hinein. Die Frauen müſſen auf
ſteigen von der Politik der Freiheit zur Politik der Reife, dann
werden ſie der Poltik Neuland zeigen, Neuland vor allem in den
Beziehungen der Völker zueinander. Die Frau iſt in ihrem

eſen noch er aller Gewaltpolitik. Bis tief hinein in das
Proletariat hat der Verſailler Friede Stimmungen gewech, die
zu neuen Kriegen treiben müſſen. Mi aller Willenskraft werfen
wir uns ihnen entgegen, denn nur die Verſtändigung der Völker
kann dieſen eden null und nichtig machen. Die Frauen
müſſen auch einen tiefen Wandel in der innerpolitiſchen Kultur
vo ingen Man ehrt. ſte nicht, wenn man ſagt, ſie treiben beinahe männliche Polttit. (Sehr wahrl). Die Frauen dürfen die
Gefühlswerte von der Politik nicht ausſcheiden; die Männer tun
es übrigens auch nicht, ſie tun nur immer ſo, als oh ſie es täten.

th Tagore bedauern wir, daß die politiſche Kultur

s muß di igenz des Herzens trekten, um dur
eine Politit der Güte eine neue Menſchheit zu ſchaffen. Die
realen Forderungen erfüllen ſich von ſelbſt im Strome der Ent-
wicklung, aber die Form deſtimmt der lebendige Menſch. Denken
Sie be an das Wort Ferdinand Laſſales: „Die Zeit vollbringt
ſich, doch vollzieht ſie ſich anders mit euch, als gegen euch. Weh
euch, wenn ſie ſich gegen euch vollbringt.“ (Stürmiſcher langanhal ennder Veiſeg)

Hierauf tritt eine einſtündige Pauſe ein.
Um 4 Uhr werd die Nachmittagsſitzung aufgenommen. Auf

Vorſchlag aus der Ver gung wird be'ſchloſſen, das Referat
des Genoſſen Caſpari über Wohlfahrts- und Jugendpflege ſofort
anzuſchließen.

noſſe Caſpari: Wir lehnen eine einſeitige kapitaliſtiſche
Anſchauung von dem Weſen der Wohlfahrts- und Jugendpflege ab.

ür uns iſt Wohlfahrtspflege der Name für all diejenigen Be-
trebungen, die das Gedeihen der Allgemeinheit durch Fürſorge-
maßnahmen fördern. Hierzu iſt es nötig, umfaſſende Einrich-
tungen zu ſchaffen, die der Geſamriheit zugute kommen. Nichtbloß kranke Bepölkerungsteile müſſen durch Wohlfahrtspflege ge-
hoben werbden, ſondern ſie hat auch dem angeea der Geſamſlheit

u ii ne e re

zu dien n. Der ſoziologiſche und ſozialethiſche Zweck der Wohl
ahri“pflege iſt, die Krankheit und nicht bloß den Kranken zu

treffen. rin unterſcheidet ſich Wohlfahrtspflege von der reinen
Wohliä:igkeit. Aber Arch nicht alles, was im Staat zur Förde-
rung der Aügemeinheit durch Fürſorgemaßnahmen grſchieht. iſt
Wohlfahetopflege. Wir wollen Dienſt am eingelnen Menſchen
und durch dieſen Dienſt Erhaltung und Auſſtieg der geſamten
n Damit iſt verbunden, daß die Wohlfahrtspflege nicht
einſezen darf als Heilfaktor. Das Weſen der Wohlfahrtspflege
beſteht mindeſtens ebenſo im Vorbeugen als im Heilen. isher
galt in Deutſchland als r Armenpflege. ieheutige Armenpflege iſt im höchſten Maße verbeſſerungsbedürftig.
Wir müſſen verlangen, daß alle beſtehenden Beſchränkungen von
politiſchen und privaten Rechten, die mit der Armenpflege heute
noch vorhanden ſind. verſchwinden. Wir müſſen weiter die Armen-
pflege zu einem Rechtsanſpruch auf Un.erſtützung ausgeſtalten.

Wir n weiter eine genaue tleguna der Art und
Weiſe der öffenklichen Unterſtützung. eſentlich iſt vor allem,
doß das Unterſtützungswohnſitzprinzip fällt. Heute iſt immer die
erſte Frage: Wo ſind Sie geboren, wer iſt Jhr Vater? Und dann
kommt das Schauerlichſte, die Abſchiebung des Armen. Die
Unterſtützung der Jugend iſt in die Hände der Jugendämter zu
legen. Es geht unter keinen Umſtänden, daß man die Kommu-
nen ihre Einnahmequellen nimmt, ihnen aber die Armenpflege
läßt. Darun'ſer leiden nicht nur die Kommunen, ſondern auch
die Armen. Jch kenne Gemeinden, die heute monatlich 8 Mark

(Hört, hört!) Jn das Gebiet der Wo ne ge
ege

aktion zurück, der auch die S eit jener Frauen verſangt,Fe ohne Arzt abtreiben. ſt gen wie nicht die Kur
fuſcherei, aber i Frauen, die ſolchen Leuten in die Hände fallen,
ben die Strafloſiäkeit am me nötig. Der Antrag Knapp

andererſeits über unſere Forderungen hinaus. weil er die
nterbrechung bis in den Geburtsvorgang hinein ſtraflos läßt.

Das iſt ganz undurchführbar. Eine Grenze muß auf alle Fälle ge
werden. Ob es drei oder vier Monate ſein ſollen, darüber

allein kann man verhandeln. Der Antrag Wabrft iſt aber auch
praktiſch äußerſt unklug. Wir müſſen zuerſt Strafloſigkeit haben,
dann erſt brauchen wir uns mit den Schwierigkeiten der ärzt-
lichen Ausbiſdung zu befaſſen. Unter Antrag iſt auch gar nicht
auf Freigabe der Abtreibyng, ſondern nur auf ihre Strafloſig
keit gerichtet. (Lebhafter Beifall.)

Frau Kirchner Frankfurt unterſtützt den Antrag der
Fraktion über Strafloſigkeit der Abtreibung. Frau Wohl
gemut-Oſtpreußen: Wenn in Oſtpreußen die Frauenorganiſa-
tion im argen liegt, ſo tragen daran die Genoſſinnen in führendenStellen in Dſtpreußen ein gut Teil Schuld. Frau Teſch:
Bevor wir einem Antrag zuſtimmen können, muß er doch vorher
erſt begründet worden ſein. Dem Antrag der die Erwerbsloſig
keit nur zu mildern fuch', daß er die verheirateten Frauen aus
den Stellen drängt, können wir nicht zuſtimmen. Frauenſekre
tärinnen haben nur Wert, wenn ſie von den Sekretären als
gleichwertig in die Organiſation. Hineingeſtellt werden. Die
„Gleichheit“ ſollte wöchentliche Beilage der Parteizeitung werden

rau Berthold- Köln: Die „Gleichheit“ muß mehr als bis-
er auf den Geſchmack der Frauen Rückſicht nehmen. Frau

Schröder-Altona ſchlägt vor: daß die Reichstagsfraktion die
Reform des Eherechts t betreiben ſoll. Frau Zabe-Hamburg: Man muß VParteiſekretärinnen anſteſen. Frau

ranz- Themnitz: Die Verhältniſſe ſind ſchlechter als Genoſſinpfeulf glaubt. Has Role Kreuz ſucht ſeine Leute zu verſorgen.

chatzmeiſter in Breslau, Regierungsrat Schimmelpfennig, hat
ſich wähtend der Kapp-Tage ſo blamiert. daß er ous dem Amt
ſcheiden mußte. Frau Delbert- Rode: Die Gleichberechti
gung der Frauen iſt trotz der Theorie geblieben. Wirmüſſen die Frauen feſt machen gegen Verführung durch radikale
Phraſen. Warum wird von den Re'chen nicht eine Wohlfahrts
hin erhoben? Frau Klara Braun bittet, für die nächſte

LA—

ravenkonferenz mindeſtens drei Tage anzuſetzen. Frau
odtenhagen-Beriin: Wir verlangey größere Selbſt

S die Frauen in der Partei. Frau Begier-
Hambürg: Die Buchdrucker können eine Zenſur weder über poli
tiſche noch über litergriſche Schundliteratur ausühen. Sie ſind
tariflich verpflichtet. ohne eigene Kritik das Manuſkrip zu ſetzen.

ür die Ausführungen der Verſprechungen der Reiſchsverfaſſun
ollten die Frauen den größten Eifer entwickeln Hierauf wi
ein Schlußantrag angenommen. Es folgen die Schlußworte.

Frau Roehl: Es freut mich, daß die Forderung nach weib

ſtändigkeit

hlen.n die ganze Kriegsfolgen-Pflege und die Geſundheitsp
olange es eine Proſtitution gibt, müſſen wir verſuchen, ſie ſo

men'chlich wie möglich zu geſtalten. Die Reglementierung muß
aufhören. Auch Volksbildung gehört zur Wohlfahr spflege.
Weiter gehört in das Gebiet der Wohlfahrtspflege die ganze
Rechtsauskunftspflege. Wieviel Werte gehen dem Volke ver-
loren durch nutzloſes Herumprozeſſieren. (Sehr richtigl) Wir
rechnen we ter hinzu die Arbeits- und Berufspflege, wozu
die Erwerbsloſen- Verſicherung gehört. Meiner Meinung na
ſollte man die Erwerbslo'enfürſorge dem Kommuna“-Arheits-
nachweis angliedern. Als letztem und ſchwerſtem Gebiete der Wohl
fahrtspflege wende ich mich der Jugendfürſorge zu. Die Entw'ck-
lung geht heute dahin, daß auch die Funktionen der Familie
immer 37 abgewälzt werden auf die des Staates. Jch bin der
letzte; der ſagt, wir reißen alle Kinder aus der Familie, um ſie
taatlich zu erziehen. enn aber die Familie bei der Erziehung
er Kinder verſagt. dann muß die „große Familie“, der Staat,

eingreifen. (Beifall.) Jn die Jugendämter gehören Männer
und Frauen der werktätigen Bevölkerung. Die Aufgaben der
Aemter ſind ungeheure. Am ſchwerſten iſt die Fürſorge für die
ſchulentlaſſene Jugend. Jhr muß jede Schundliteratur vorent
halten werden. ir verlangen reichsrechtliche Regelung der
Pflegekinderordnung. Die unehelichen Kinder ſind viermal mehr
ſtraffüllig als die ehelichen. as kann nur in der Pflege der
Kinder liegen. Die Einzelvormundſchaft hat ungeheuer verſagt,
die Berufsvrormundſchaft iſt für alle Kinder, auch die ehelichen,
unbedingt nötig. Gründlicher Reviſivn bedarf die Pro
erziehung; u als das Geſetz iſt ſeine sführung. ie
Jean iſt kein Deut mahr verwildert als die Erwachſenen. Die

erwilderung der Jugendlichen iſt nur das getreue Spiegelbild
der maßloſen Verwilderung weiter Bevölkerungskreiſe. Was
wir brauchen, ſind Erziehungsmaßnahmen an der geſamten
Jugend, nicht erſt, wenn ſie krimincll geworden iſt. Fort mit dem
Jugendſtrafrecht, her mit dem Jugendbeſſerungsrecht. (Sehr gut!)

un zur Koſtenfrage. Es hat gar keinen Zweck, Forderungen zu
tellen, die nach der gegenwärtigen Finanzlage nicht erfüllt wer

können. Da haben nun die Arbeiter im Waldenburger Re
vier beſchloſſen, monatlich eine Ueberſchicht lediglich für Wohl-
r zu verfahren. Aehnliche Beſtrebungen ſind in Sachſen.

ielefeld und Brandenburg im Gange. Um dieſen Gedanken
durchzuführen, bedarf es freilich wirklicher Sozialdemokraten
unter den Arbe'tern. (Sehr gut.) Die Maulrevolutionäre wer-
den das nicht leiſten. Unſere Don unſer Hauptausſchuß der
Arbeiterwohlfahrt müſſen bei dieſem ganzen Werk Banner und
Bannertröger ſein. ieſe Wohlfahrtspflege tragen wir allcin,
weder mit bürgerlicher noch mit kommuniſtiſcher Hilfe, denn wir
allein ſind die der ſittlichen Jdee des Sozialismus. Wir
brauchen eine neue u r etrgen von unſeren Frauen,geleitet von unſerem Geiſt. (Sturmiſcher langanhaltender Bei-

all.)ß Nach kurzer Debatte werden die weiteren Verhandlungen auf

Sonntag vormittag 9 Uhr vertagt.
Schluß 7 Uhr.
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Zweiter Tag.
Caſſel, den 10. Oktober.

Die Diskuſion über die Referate wird for! geſetzt.
Frau Sach ſe Altenburg: Jn den kleinneren Orten müſſen

Unterrichtskurſe eingeſetzt werden. Frau Lilaff- Kiel Bei
der herrſchenden wirtſchäftlichen Depreſſion kann man den Bezug
der „Gleichheit“ nicht obligatoriſch machen. Jn Kiel iſt die Wohl-
fahrtspflege bereits zentraliſiert. Auch werden demnächſt Pflege
rinnen eingeſtellt.

Dr. Knapp-Hamburg: Die Reichstagsfraktion hat be
kanntlich einen Antrag auf Strafloſigkeit der künſtlichen
Schwanger'chaftsunterbrechung eingebracht. Leider haben die
Parte'genoſſen noch recht wenig bisher Stellung dazu genommen.
8 als Arzt halte es für unbedinat nötig. daß die ſtrengen geſetz
lichen Sicherheitsmaßregeln getroffen werden. Reben der Sicher-
ſtellung trefflicher ärztlicher Behandlung muß den Frauen auch
genügend wirtſchaftliche Hilfe gewährt werden durch Erweiterung
der Reichsverſicherungsordnung in demſelben Geiſte, wie er be
reits in dem Abänderungsgeſetz betreffend Wöchnerinnenfürſorge
zum Ausdruck kommt. Allen ſozialhilfsbedürftigen Frauen muß
8 die Möglichkeit gegeben werden, von den ihnen gegebenen

echten ohne moraliſchen Schaden auch wirklich Gebrauch machen
zu können. Das Kurpfuſchertum muß natürlich rückſichtslos
unterdrückt werden. Die Feſtſetzung der Grenze der Schwanger-

afesunterbrechung m unbedingt fallen, da dadurch neue Kom
plikationen ge'etzlich feſtgelegt würden. Dieſelben Gründe, die
für eine Frau bis zum dritten Monat ausſchlaggebend ſind, können
auch in ſpäteren Monaten eintreten. Hinweg mit aller geſetzlichen

emmungen. Der Verkehr mit die Verhängnis verhülenden
itteln und die Aufklärungsarbeit darüber unter den uen

dürfen nich. weiter durch ſtrafgeſetzliche Beſtimmungen gehindert
werden. Der Kampf gegen die Geſchlechtskrankheiten muß ge
ührt werden auf der Grundlage eines neuen Rechts. Darum iſt
ie haldige Verabſchiedung des Geſetzentwurfes über die Be-

kämpfung der Geſchlechtskrankheiten dringend. (Lebh. Beifall.)Profeſſor Radbruch-Kiel: Jch halte den Antrag Knapp

lichen Parteiſekretären ſo allgemein erhoben worden iſt. Die
Frauen der Gewerkſchaften müſſen mit den Frauen in der Partei
und mit den in der Arbeiterwohlfahrtspflege tä“ gen Henoſſinnen
beſſer als bioher zufammenarbeiten. Uns fehlt eine Frauen-
ſorreſpondenz. Wir haben in unſerer Bewegung ſchwer am gegen
gen Mißtrauen zu leiden. Vorausſetzung aller ſozialiſtiſchen

rbeit iſt gegen'eitiges Vertrauen.
Nach dem Schlußwort der Reaferentin Frau Pfüff werden die

Anträge erledigt. Der Anttag. daß die uneheliche Mutterſchaft
für Beamtinren keinen Entlaſſungsgrund und kein Hinderniegrund
ür Anſtellungen ſein darf, der Antrag, daß die Beſtimmung des

mobilmachungskomm'ſſars aufgehoben wird, auf Grund deren
arbeitende Frauen entlaſſen werden. die Anträge auf allgemeinere
r des Rechts der chelichen und uneheſichen Kinder, auf ſo-
ortige Erteilung des Wahlrechts an e zu den Kauf-
manns- und Gewerbegerichten ſowie zur Angeſtelltenverſicherung,
auf geſetzliches Verbot der Kinderarbeit und Reformen des
Kinderſchutzgeſetzes, auf reichsge ſetzliche Regelung der Arbeits
zeit und der Arbeitsverhäl' niſſe der Hausangeſtellten, auf die Per
tretung der Frauen im Reichswittſchaftsrat. die den Hansdaltohne fremde H'lfe führen, ferner die zahlreichen Anträge die ſich

mit dem Problem der Abtreibung beſchäftigen. werden der
Reichstagsfraktion überwieſen. Eine Anzahl weiterer Anträge
die ſich mi: der Formulierung der Frauenforderungen im Partei-
progremm beſchäftigen, ſollen auf dem Parteitag durch die Pro-
grawmmkom miſſion geltend gemacht werden.

Angenommen wird folgender Antrag „Der Parteivorſtand
wird aufgefordert, nach Möglichkeit in allen Agitationsbezirken
neben den amtierenden Bezirksſekretären auch noch eine Ge
noſſin als Sekretärin anzuſtellen Zur Deckung der dadurch ent

Mehrausgaben werden von allen erhobenen Beitrögen
5 Prozent mehr als bisher an den Parteivorſtand abgeführt.“
Ein Antrag auf Einberufung einer internationalen Frauen
konferenz für den Weltfrieden, wird zurückgeſtellt. Angenommen
wird eine ſtrikte Entſchließung gegen den Lebensmittelwucher.
Genoſſin Steinheuer ſpricht den Frauen im beſetzten Gebiet
das herzliche Mitgefühl der ſozialdemokratiſchen Reichsfrauen
konferenz aus. Damit ſind die Arbeiten der Konferenz er-
ledigt. Die Vorſitzende, Frau Juch acz, fordert die Dele-
gierten auf, die Beratungen zum Beſten der Partei und des
Sozielismus auszunutzen. (Lebhafter Beifa

Hierauf wird die ſozialdemokratiſche Reichsfrauenkonferenz
gegen *21 Uhr geſchloſſen.

Aus dem Reichswirtſchaftsrut.

Der wirtſchaftspolitiſche Ausſchuß des Reichswirtſchafts
rates beſchäftigte ſich am Sonnabend unter dem Vorſitz des
Staatsſekre!ärs a. D. Auguſt Müller mit landwirt-
ſchaſtlichen und Ernährungsfragen, die von einem Unter-
ausſchuß bereits eingehend behandelt worden ſind. Der
Ausſchuß erklärte ſich nachträglich mit der Freigabe der
Fett- und Oelwirtſchaft einverſtanden. Zugeſtimmt wurde
auch der Beſtimmung, daß die für die Spe'ſſeöl- und Marga-
rineinduſtrie notwendigen Rohſtoffe frei eingeführt werden,
daß dagegen von der Einſuhr von Halbfabrikaten und Fertig-
erzeugniſſen abgeſehen wird.

Zur Spiritusbewirtſchaftung wurde beſchloſſen, daß im
Intereſſe der Sicherung der Ernährung unbedingt an dem
Grundſatze feſtgehalten werden ſoll, daß der aus inländiſchen
Rohſtoffen hergeſtellte Branntwein von der Monopolver-
waltung zu Trinkzwecken nicht abgegeben werden darf. Zur
Spiritusherſtelſung ſoll die Maiseinfuhr erleichtert werden.

Abg. Baltruſch (Chriſtl. Gewerkſchaften): Es ſollen
Kartoffeln zu hohen Preiſen zu Brennzwecken aufgekauft
worden ſeien. Der Schnapskonſum hat ungeheuer z
en wo kommt dieſer Schnaps her? (Zuruf: 4

merika.
Abg. Kühn (Gaſtwirtverband): Das Branntwein-

monopolamt hat nichts tun; daher der Mißerfolg. Es
iſt unglaublich, daß an Tippdamen 70 000 Mk. Abfindung
ezahlt worden ſind. Einem n penſioniertenDirektor zahlte man mehr als 100 000 als Entſchädi

gung. Die Likörſtuben wachſen wie Pilze aus der E'de,
weil das jetzt gebraute Bier kein Bier iſt und vom Publi
kum c r e Pfath: Nur minderwereigeeichstagsabg. Gebhart Rur mingar ſa werden zu Spiritus verbrannt. Durch das Loch

im Weſten kommt viel ausländiſcher Branntwein in.
Staatsſekretär a. D. Müller: Der finanzielle Stand

des deutſchen Volkes erlaubt uns die Einfuhr von Trink

ſchuldigt den erhöhten Schnapsverb Es wird ja
ſachlich für nicht ſehr glücklich. Er bleibt hinter dem Antrag der

branntwein nicht. Die Minderwertigkeit des Bieres ent

Mengen eit
jetzt achtprozentiges Bier gebraut. Der i
wollte Arak und Rum in größeren Der



e ä hat aber die ZJahlungsmittel verweigert.
a

Zur e erklärte Staatsſekretär a. D. Müller,
daß die Zuckerwirt ft das trübſte Kapitel in der peut
Ernährungsfrage ei. Deutſchland war früher das reichſte

uckerland. d hre 1913 führten wir 1 100 000 Tonnen
ucker aus. (Hörk, hört!) Jetzt iſt die Zuckerproduktion ſo
erabgegangen, daß wir nicht einmal die eigenen knappen

Rationen liefern konnten. Wir mußten Zucker aus der
Tſchechoſlowakei kaufen und gaben dafür 2000 Eiſenbahn
wagen hin. (Lebh. Hört, hört!) Das iſt ſo ziemlich das Un
rentabelſte, was man überhaupt tun konnte.

Bei der Brotgcetreidefrage äußerte Abg. Baltruſch
die Befürchtung, daß Brotgetreide und Kartoffeln in großen
Mengen verfüttert werden. Das Ernährungsminiſterium
läßt die Verbrancher nicht genügend zu Worte kommen. Die
Produzenten ſcheinen dort mehr gehört zu werden. Daß
muß einmal deutlich erklärt werden.

Chefredakteur Bernhard: Es muß eine planmäßige
Bewirtſchaftung eingerichtet werden, daran fehlt es. Der
Unterausſchuß ſchlägt vor, 3 im Bedarfsfalle ausländiſches
Getreide eingeführt werden ſoll. Das iſt ſelbſtverſtändlich.
Nun ſoll der Mehrpreis den Verbrauchern nicht durch Er-
höhung des Brotnreiſes auferlegt werden, ſondern er ſoll
aus der Reichskaſſe gedeckt werden. Das iſt eine demago-
giſche Plattheit. Das kann nur der Reichstag beſchließen,
aber nicht der Reichswirtſchaftsrat, dazu dürfen wir uns
nicht hergeben.

Staatsſekretär a. D. Müller: Der Brotpreis baut ſich
auf den Getreidepreis auf. Wird der Brotpreis nun er-
höht, ſo gehen die Selbſtverſorger frei aus, d. h. alle Land-
wirtſchaft treibenden Kreiſe. Unſere Regelung iſt alſo ein
Gebot der Gerechtigkeit.

Reichstagsabg. Gebhart: Wir Landwirte ſind der
Meinung, daß wir beim Brotgetreide die Zwangswirtſchaft
nicht aufgeben können. Wir ſind bereit, mit den Konſu-
menten einen gerechten Ausgleich zu ſuchen.

Abg. Umbreit: Die Landarbeiterdeputate ſind durch
Tarifverträge feſtgelegt. Jn einzelnen Bezirken, wo ſie ſehr
hoch ſind, wird eine Reviſion ſtattfinden.

Chefredakteur Bernhard: Man darf nicht den Ge-
danken aufkommen laſſen. als ob etwas billiger verteilt wer-
den kann, als es produziert wird.

Abg. Baltruſch: Das Brot darf nicht verteuert
werden. Für kinderreiche Familien wäre das eine Kata
ſtrophe. Die hohen Fleiſchpreiſe haben ſchon jetzt große Un-
ruhe in der Arbeiterſchaft erregt. Soll das Brot 9 bis
10 Mk. koſten? Das iſt unmöglich.

Reichstagsabg. Hugo Stinnes: Vogel-Straußpvolitik
wollen wir nicht treiben. Wenn wir die bisherige Preis-
politik fortſetzen, wird der Wert der Mark noch weiter
ſinken. Die bisherige Produktionspolitik mag populär ſein,
ſie iſt aber durchaus unſozial. Der Ausſchuß ſollte ſich über
die Getreidelage informieren. Tie Anlieferung von HGe-
treide iſt ſehr ſchlecht. Der Getreidepreis muß den Produk-
tionskoſten entſprechen. Es iſt ein untaugliches Mit'el,
wenn die Mehrkoſten der Reichskaſſe auferlegt werden ſollen.
Das können wir als Reichswirtſchaftsrat nicht mitmachen.
So geht es keine ſechs Monate weiter. Wir müſſen für die
Erzeugung genügender Ausfuhrprodukte ſorgen, damit die
Mark eine andere Zahlungskraft bekommt, ſonſt kommen
wir zum Warenaustauſch unter Ausſchaltung des Geldes.

Dr. Hartung: Der n Weg der Rettung iſt:
Mehr arbeiten! Heraufſetzung der Arbeitszeit auf 8 bis
9 Stunden.

Die Beſchlüſſe des Unterausſchuſſes werden. beſtätigt.
Der Mehrpreis für ausländiſches Getreide ſoll alſo aus der
Reichskaſſe gedeckt werden.

Bei der Milchwiriſchaft wendet ſich Abg. Stinnes
dagegen, daß der heimiſchen Landwirtſchaft die Unkoſten des
Einkaufs ausländiſcher Milch zur Laſt gelegt werden. wie
es vielfach im Weſten geſchehen iſt. Es iſt keine Volkswirt-
ſchaft. wenn man z. B. aus Holland Milch für 4 oder 5 Mk.
den Liter einkauft, die man zu 2 Mk. im Jnlande produ-
zieren könnte.

Der Ausſchuß ſtimmte ferner einem Antrage zu, wo
nach die Einfuhr von Pilſfener Bier nach Möol'chkeit ein-

ſchränft werden ſoll. Nach einem weiteren Beſchluſſe ſollenſFbrich 490 000 Sack Kaffee zur Einfuhr freigegeben werden.

Die Kaffeeerſatzmittelfabrikanten ſollen ausreichend mit
Rohſtoffen beliefert werden.

Es ſolgte dann die Beratung einer Verordnung über
Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen und Stillegungen.
Die Verordnung ſieht eine Anmeldepflicht für den Abbruch
von Betriebsanlagen und die Stillegung eines Betriebes
feſt. Sie bezieht ſich auf induſtrielle Betriebe ſowie auf die
Betriebe des Verkehrsgewerbes, ſofern in ihnen mindeſtens
20 Arbeitnehmer beſchäftigt werden. Von der Anzeige ab
läuft eine Sperrfriſt von vier Wochen im Falle der beab-

chtigten Fern und von ſechs Wochen bei Abbruch.
ährend dieſer Zeit darf im Betriebe keine Aenderung der

Sach- und Rechtslage vorgenommen werden.
Staatsſekretär Hirſch empfiehlt die Verordnung, die

einer Anregung des Reichswirtſchaftsrates ihr Entſtehen
verdanke.

Staatsſekretär Hirſch fährt fort: Reichswirtſchafts-
miniſterium und Reichsarbeitsminiſterium find ſich bewußt,
daß hier ein ſtarker Eingriff in das Eigentumsrecht erfolgt.
Wir müſſen aber Mittel finden, um die Weiterführung der
Betriebe tunlichſt zu ermöglichen. Wo eine Stillegung nicht
p. vermeiden iſt, müſſen die freiwerdenden Materialien nutz-
ringende Verwendung finden. Eine Meldung an das

Reiſchswirtſchaftsminiſterium iſt vorgeſehen, um zu ver-
meiden. daß vielleicht örtliche Jntereſſen vor allgemeine
Intereſſen geſtellt werden. Die Maßnahmen ſollen möglichſt
bald in Kraft treten. Abg. Umbreit ſchlägt eine Rach-
rüfung der Verordnung in einem Unterausſchuß ron neun

itgliedern vor. Bedauerlich ſei die ſpäte Zuſtellung der
Verordnung an die Mitglieder des Reichswirtſchaftsrats.

Der Antrag wird einſtimmig angenommen.
Staatsſekretär Auguſt Müller teilt mit, daß an die

Reichsregierung ein eiben gerichtet worden ift, in dem
Auskunft über die Gründe verlangt wird, aus denen ſeine
Gutochten in zwei Fällen unbeachtet geblieben ſind.

Es folgt dann die Beratung eines Antrages, der die
Reichsregierung erſucht: 1. der Frage der Anliegerſiedlung
in Weſt, Süd und Mitteldeutſchland die größtmöglichſte Auf
merkſamkeit zu ſchenken; 2. alle Aufteilungsmaßnahmen der

und ſüdweſtdeutſchen Länder, die dem Geiſte ges Reichs-
edlungsgeſetzes widerſprechen und die ſtädtiſche Verſorgung

gefährden, rei fetzlich zu verhindern oder aufzuheben:
durch ſachverſtändige Aufklärung der öffentlichen Meinung

und der J Landbewerber in WeſtSüd- und Mitteldeutſchland über die Siedlungsfragen und

en

Maſſen verſorgung mit Brotgetreide, Milch und Kar
toffeln zu erhalten.

Dr. Crantz begründet den Antrag.
Der Redner, der Vertreter des Reformbundes der Guts

höfe, weiſt darauf hin, daß das geſetzgeberiſche Vorgehen in
der Siedlungsfrage wenig glücklich ſei. Der kleinbäuerlichen
Vodenſpekulation wird Tor und Tür geöffnet. Unſere Muſter-
betriebe werden aufs ſchwerſte bedroht. Was im Weſten an
Reuſiedlungen g ſchaffen iſt, hat ſich ſchlecht bewährt. Die
weſt und ſüddeutſchen Betriebe bedürfen eines ſtarken
Schutzes da ſollte der Reichswirtſchaftsrat helfen.

Abg. Kugler- München empfiehlt ein n Antrag, durch
den unter Erhaltung des Geiſtes des Reichsſiedlungsgeſetzes
den Auswüchſen dieſes Geſetzes abgeholfen werden ſoll. Der
Ausſchuß ſetzt die Beſchlußfaſſung über dieſe Anträge für
heute aus. Nach Süddeutſchland ſoll eine Studienkommiſſion
zur Prüfung der Verhältniſſe entſandt werden. Die Frage
der Zerſtorung von Dieſelmotoren in deutſchen Betrieben
durch die Entente ſoll zum Gegenſtand der Beſprechung in
einer der nächſten Sitzungen gemacht werden.

Nächſte Sitzung Montag, den 11. Oktober, vorm. 10 Uhr.

Von den Antiſemiten ermordet.

Dr. Magnus Hirſchfeld geſtorben.
„Der bekannte Sexualforſcher Dr. Magnus Hixſchfeld,

der vor einigen Tagen in München während eines Vortrages
über die Steinachſche Verjüngungstheorie von antiſemitiſchen
Studenten verprügelt wurde, iſt im Krankenhauſe ſeinen Ver-
letzungen erlegen.“

So lautet die kurze Zeitungsnotiz, die jetzt durch die
Preſſe geht. Was e ſie? Ein anerkannter Gelehrter,
eine wiſſenſchaftliche Autorität, ein Mann der ſich auf ſeinem
Forſchungsgebiete außerordentlich verdient g macht hat, wird
von antiſemitiſchen Scheuſalen zu Tode geprügelt.
„Von Studenten“ ſagt der Zeitungsbericht; alſo vonLeuten, die die berufenen Vertreter deutſcher Kultur ſein
wollen. Muß nicht ganz Deutſchland erröten ob dieſer Kultur-
träger, muß das Ausland nicht mit Recht ſagen, daß wir ein
barbariſches Volk ſind? Will ſich das deutſche lk noch
länger die Blutgierigkeit einer Bourgeoſiegruppe gefallen
laſſen, die ihre eigne Schande durch Verfolgung wehrloſer
Juden abzuwaſchen verſucht, die ſelbſt nicht davor zurück
ſchreckt, Mordtaten zu begehen? Wo ſoll denn noch die

Jeder aufgeklärte Arbeiter
lest und wirbt für die

Volksstimme!
D

e

Reiſe hingehen, wenn hier nicht endlich der gemeinſame Kampf
gen dieſe antiſemitiſchen Radau- und Revolverhelden den
euten Raiſon beibringt! Dieſe ariſch-teutoniſchen Edel-

menſchen ſind mit ihrem unerhörten Treiben drauf und dran,
Deutſchland das letzte Anſehen in der Welt zu
rauben. Wo bleibt der einmütige Proteſt aller Gelehrten
und insbeſondere aller Univerſitätslehrer gegen das ſchmach-
volle Unw ſen antiſemitiſcher Studenten, die nicht nur in
München ihren Sitz haben? Auch wir in Halle haben ja
ſchon oft genug eine Probe teutſchnationaler Judenhaſſer be
kommen. Jn Verſammlungen, auf der Univerſität, ſelbſt im
Theater haben dieſe Leute ſich ausgewirkt und wurden in
ihrer verhetzenden Tätigkeit emſig unterſtützt durch das
Organ der Judenfreſſer, der Halliſchen Zeitung“. Wir
fragen, ſollen dieſe antiſemitiſchen Gemeinheiten noch länger
die Oeff vtlichkeit beunruhigen? Sollen bei uns polniſche
Verhältniſſe maßgebend werden? Das deutſche Proletariat
wird den teutſchnational-n Jünglingen noch mehr als bisher
auf die Finger ſehen müſſen und wird dabei die nachdrückliche
Unterſtützung der Sozialdemokratie finden. Die deutſche
Arbeiterſchaft wird ſo ols Hüte rin deutſcher Kultur
auftreten gegen diejenigen, die ſie vor der ganzen Welt in
Dreck ziehen. Weg mit den anti ſemitiſchen
Hetzern und Mördern!

Von Dr. Magnus Hirſchfeld ging unſerem Münchner Partei-
organ vor einigen Tagen fogende Zuſchrift zu, die ein Bild von
dem Ueberfall gibt:

„Nach meiner Ankunft in München wurde mir von zwei ver
ſchiedenen Stellen mitgetyilt, es ſei von anti'emitiſcher Seite ein
Anſchlag gegen meinen Vortrag und meine Perſon geplant. Jch
begab mich darauf zu der Süddeutſchen Konzertdirektion, die den
Vortrag vweranſtab et hatte, ſowie zur Polizeidirektion, um Schutz
maßregeln zu erwirken.

Auf der Straße wurde ich ſogleich von einer Menſchenmenge
nmringt, die es mir ſchwer machte, auszuwe'ſchen. Auf Rat meiner
ortskundigen Begleiter nahmen wir die Richtung nach der nahen
Bris nner Straße, um dort möglichſt in einem Lokal unterzukom-
men. Auf dem Wege dorthin empfing ich bereits unweit der
Tonhalle in der Türkenſtraße drei ſchwere Steinwürſe in den
Rücken und am Kopf an der Ecke Brienner- und Türkenſtraße
fuchte mich jemand zu Fall zu bringen. indem er von hinten ein
hakenförmiges Jnſtrnmert um mein rechtes Bein legte und daran
og. Jch konnte noch Widerſtand leiſten. Gleich darauf, an der
ſchenanbige, wurde ich guch von vorn umzingelt während von

hinten mit äußerſter Wucht geführ'e Schläge auf Schädeldecke und
Rcken niederſanſten. Beim dritten Schlag verlor ich das Be
wußtſein und ſank zu Boden. um erſt in der chirurgiſchen Klinik
wieder zu mir zu kommen. Es wurde hier außer ſtarken Blut-
ergüſon am Hinterkopf und Rücken eine Gehirner'ſchiitterung feſt
geſtellt. Veides hat ſich dann dank guter Behandlung bereits
weſentlich zurückgebildet.

Wie wenig die Leute die mich verfolagten, wich kannten ging
aus ihren Bemerkungen hbervor: eine loutete: Der hat 150 Men
ar mit Sryhilis geimpft“: eine andere: „Der hat die Eulen-

rgerei noch Dentſchland gebracht. Jch dachte als ich dieſe
Worte hörte, an zwei la einiſhe Worte: o saneta, simplieitas
und tempors mutantur, die Zeiten ändern ſich, denn in München
war es, wo ich vor 39 Jahren als Schüler in dem entwicklungs
geſchichtlichen Unterricht von Geheimrat v. Kupffer die erſten

Ein deutſcher Pagifiſt Aber den Völkerbund.
Stockholm, 8. Oktober. Donnerstag abend hielt Profeſſor

Walter Schuecking auf Schwediſchen Liga für
den Völkerbund einen Vortrag über den Adebau des Völker
bundes, dem Staatsminiſter Branting, Außenminiſter Palm-
ſtierna und der deutſch Geſandte Radolny deiwohnten. Prof.
Schuecking führte aus, der Völkerbund ſei keine ideale Ver
wirllichung, aber im Gegenſatz zur
biegſam, beweglich und anpaſſungefähig, kein techniſch-
ſä Meiſterſtück, aber entwicklungsfähig. Notwendig
ei die aufrichtige Univerſalität und Demokratiſierung des

Völkerbundorgans, die am beſt n zu erreichen ſeien durch
Begründung eines Weltparlaments. Notwendig ſei weiter eine
beſond re Verankerung des Rechtsgedankens. Der Krieg als
Rechtsmilt l müſſe überhaupt verſchwinden. Das vom Con
ſeil an die Staaten verſandt Statut ſür den Weltgerichtshof
ſei ein ungeheurer Fortſchritt und radikaler als der deutſche
Entwurf, der in Verſailles überreicht wurde. Notwendig ſei
auch, daß rein politiſche Konflikte ſtett dem Conſeil einen
unabhängigen internationalen Vermittlungsamt unterbreitetwürde n. Ferner müſſe der Völkerbund ausgeſtaltet werden

zu einer internationalen Kulturgemeinſchaft, die auch die
ideellen Güter der Menſchen unter ihren Schutz nimmt. Ob
das erreichbar ſei, ſei nur eine r des ſittlichen Willens
der Völker. Der Vortrag wurde mit ſtarkem Beifall aufge
nommen

Unſinnige Gerüchte in der engliſchen Preſſe.
Wie den „P. P. N.“ mitgeteilt wird, enthält „Evening

News“ vom 7. 10. die Nachricht. daß Deutſchland bereit ſei,
egen Lieferung franzöſiſcher Weine die Kohlenabgabe anFrkutreiqh bedeutend zu erhöhen.

c ein großes engliſches Blatt ſich nicht vor ſeinen
Leſern ſcheut, derartige offenkundig tendenziöſe Nachrichten
wiederzugeben und mit völlig unrichtigen Betrachtungen über
die deutſchen Lebensmittelverhältniſſe zu verſehen, iſt leider
heutzutage immer noch nichts Ungewöhnliches. Die Nachricht
klingt wie ein billiger Scherz über die ernſte Lage Deutſch
lands, dem zugemutet wird, in dem Augenblick, wo es nichts
zu eſſen hat und wo ſeine Jnduſtrien feiern müſſen, für ſeine
wichtigſten Rohſtoffe franzöſiſche Weine auszutauſchen, die
es entbehren kann.

Freier Wirtſchaſtsſegen in Oftpreußen.
Von zuſtändiger Seite erfahren wir: Die Sonderlage

Oſtpreußens, das durch den polniſchen Korridor von dem
einheitlichen Wirtſchaftsgebiet des Reiches abgetrennt iſt,
zeitigt ſeit der Auſhebung der Zwangswirtſchaft in Fleiſch
und Vieh. die am 1. Oktober erfolgt iſt, beſondere Schwierig-
keiten. Aus dieſem Grunde iſt eine d Deputation
von Vertretern der Städte, der Verbraucher, beſonders auch
der Gewerkſchaften und Angeſtellten, von Handelskammern
und der Provinzialfleiſchſtelle zurzeit in Berlin. Sie hat
unter Führung des kommiſſariſchen Oberpräßdialrats Doktor
Günther Grzimek vom Königsberger Oberpräſidium am Frei-
tag bei dem preußiſchen Staatskommiſſariat für Volksernäh
rung und bei der Reichsfleiſchſtelle Wünſche dahin vorgetragen,
daß unter ſtatiſtiſcher Kontrolle der ausgeführten Vieh
mengen dem Oberpräſidenten von Oſtpreußen das Recht ein
geräumt w e rde, Ausfuhrbeſchränkungen dann durchzuführen,
wenn eine Lebensgefahr für die Erhaltung des oſtpreußiſchen
Viehbeſtandes feſtgeſtellt wird. Sie hat weiter darum ge-
beten, als Empfangsſtation für das oſtpreußiſche Vieh aus
ſchließlich den Zentralviehhof in Berlin zu beſtimmen, damit
eine Kontrolle über das Eintreffen der eſandten Vieh
mengen bei einem einzigen Empfänger beſteht und damit
Verſchiebungen im polniſchen Korridor leichter feſtgeſtellt
werden können. Oſtpreußen hat bei den Viehlieferungen an
die Entente auf Grund des Friedensvertrages, wie die Ber
liner Stellen in den heutigen Beſprechungen anerkannten,
ſogar noch für andere Provinzen deren Kontingent an Vieh
mitgeliefert. Es wird ſich nun darum handeln, der Provinz

udeugen Natürlich muß durch die zu treffenden Maßnahmen

die Gewähr geboten ſein, daß Oſtpreußen alles entbehrliche
Schlachtvieh nach den Bedarfsgebieten des Reiches abliefert,

Proteſtaktion der U. S. P. D. in Berlin.
WTVB. Berlin, 10. Oktober. Der Bezirksverband Berlin

Brandenburg der U. S. P. D. veranſtaltete heute in 15 Lokalen
GroßBerlins Proteſtverſammlungen mit der
Tagesordnung: „Die Reaktion im preußiſchen Landtag und
das neue Groß-Berlin An den Kundgebungen, die ohne
größere Störungen verliefen, nahmen etwa 20 000 Perſonen
beiderlei Geſchlechts teil. Gut beſucht waren nur die im
Norden der Stadt gelegenen Säle, in der Mehrzahl der Ver-
ſammlungslokale zählte man nur einige hundert Porſonen.
Es ſprachen u. a. Paul Hoffmann, Dr. Weyl, Frau Hr. Weyl,
Richter, Zimmermann und Haſſelbarth. Man forderte, da
ſowohl die Wahl der beſoldeten Stadträte wie auch die Wah
Dr. Löwenſteins durchgeſetzt werde. Jn den mehr oder minder
heftigen Debatten wurde den Parteiführern vorgeworfen,
daß vor allen Dingen ſie nicht auf dem Poſten geweſen ſeien.
Sie hätten ihre Aufmerkſamkeit mehr den Vorgängen im
Roten Haufe als der Dritten Jnternationale widmen ſollen.

Unruhen und Umzüge auf den Straßen haben nirgends
ſtattgefunden.

Wie ſich die Anſichten ändern.
Das ſchlimmſte an den Moskauer 21 Punkten iſt für die

Unabhängigen, daß ſie gezwungen werden, die Wahrheit zu
ſagen. Sie müſſen bekennen, daß das Land der Rätediktatur
eine Hölle iſt, müſſen mit der kommuniſtiſchen Arbeiterzer
ſplitterung ſo gründlich abrechnen, daß auch ihre eigene Ar-
beiterzerſplitterung am Pranger ſt ht.

Die Kommuniſten hatten die italieniſchen Unabhängi
ſcharf angegriffen, weil ſie angeblich eine revolutionäre Be

ung des italieniſchen Proletariats harmonieſelig abge-
blaſen hatten. Darauf erwidert die Berliner „Freiheit“, daß
eben mehr im Augenblick in Jtalien nicht herauszuholen ge-weſen wäre; aber immerhin ſeien die Betriebsräte durchge
ſetzt und Lohnaufbeſſerungen erzielt. Als wir Sozialdemo-
kraten das gleiche in Deutſchland erreicht hatten, haben die
Unabhängigen über Verrat geſchrien. Jetzt müſſen ſie wieder
bekennen, daß es ſich um wirkliche Errungenſchaften für
Arbeiter handelt. Ach ja, das ſchlimmſte an dem Streit un
Moskau iſt für die Unabhängigen, daß er ſie zwingt, die
Wahrheit zu ſagen und fich ſelbſt in ihrer ganzen niedrigen
Demagogie. die ſie getrieben baben, zu enthüllen.

Berantwortlich: Für Politik, Parteinachr chten und Gewerkſchaftliches Paul
Täumel; für „Aus dem Stadtkreis“ und Feuilleton Willi Lanzkez; für

Anregungen für meine Forſchungen auf dem Gebiete der inter
ſexuellen Varianten empfongen hat'edie Siedlungsangelegenheiten, überhaupt die volkswirtſchaft-

lich lebenswichtigen und lieferſtarken Gutshöfe für die ſtäd

e l

Sanitätsrat Dr. Magnus Hirſchfeld
r v den u r S K. e für die Jnſeratehelm Herzig, ämtliche in Halle. un lag der VolkstimmeG. b. m. H. zu Halle, Gr. Urichſt. 27.

iligen Alliance doch

ermöglichen, einem Ausverkauf ihrer Viehbeſtände vorzu

die A
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